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Militarigmnus und Kluſſenkumpf.

Die gegenwärtige Heeresvorlage hat, wie alljährlich, die
Frage der prinzipiellen Stellung der Sozialdemokratie gegen-
über den Militärvorlagen wieder einmal aktuell gemacht. Die
liberale Preſſe hofft von Jahr zu Jahr inbrünſtiger, daß die
Sozialdemokratie ihren Standpunkt zur Militärfrage „revi-
dieren“ werde, und die Tatſache, daß unſere Reichstagsfraktion
ſich an der Ausgeſtaltung des „einmaligen Wehrbeitrags“ be-
teiligt, hat bei ihr die wildeſten Hoffnungen erweckt. So geht
das Berliner Tageblatt mit einem Artikel des Genoſſen Süde-
kum krebſen, aus dem es herausgeleſen haben will, daß die
ſozialdemokratiſche Reichstags Fraktion die „politiſch ſterile“
Formel: „Dieſem Syſtem keinen Mann und keinen Groſchen“
aufgegeben habe. Eine Berichtigung Südekums mußte die
Redaktion erſt über das aufklären, was freilich aus der Lektüre
ſeines Artikels eigentlich von ſelbſt hervorging, daß er nämlich
nur die längſt bekannte und allen Sozialdemokraten gemein-
ſame Anſicht ausgeſprochen hatte: nicht wehrlos wollen wir
das Vaterland machen, ſondern erſt richtig wehrhaft; um aber
wirklich den letzten Mann wehrhaft und im Notfalle für die
Lanhſesverteidigung nutzbar machen zu können, brauchen wir
eine ganz andere Organiſation des Heeres, die von
den beſitzenden Klaſſen verweigert wird, weil ſie das ſtehende
Heer zur Verteidigung ihrer Klaſſenvorrechte brauchen. Da-
mit iſt, in kurze Worte gefaßt, durchaus zutreffend das zum
Ausdruck gebracht, was die Sozialdemokratie von jeher über den
Militarismus geſagt hat. Von einer „Reviſion“ iſt da keine
Rede, und darin liegt auch ſchon, daß wir ſelbſtverſtändlich nach
wie vor dieſem Syſtem jeden Mann und jeden Groſchen ver-
weigern.

Jmmer und immer muß es wiederholt werden: man verſteht
die einzelnen Forderungen der Sozialdemokratie nur im Zu-
ſammenhange unſeres Programms. Die Einzel-
forderungen im zweiten Teile des Erfurter Programms und
dahin gehört unſere Stellungnahme zum Militarismus
haben nur den einen Zweck, die Beſtrebungen zu fördern und
die Ziele anzubahnen, die im erſten Teile des Programms als
Aufgabe der Sozialdemokratie bezeichnet ſind. Nicht für ſich
allein ſteht unſere Forderung: „Volkswehr an Stelle der
ſtehenden Heere“, nicht aus den Fingern geſogen oder aus
Gründen allgemeiner Moral, Gerechtigkeit uſw., ſondern ſie iſt
eines der Mittel, womit wir Sozialdemokraten unſer
Endziel zu erreichen ſtreben. Sie ſoll mit beitragen zur
Löſung der Aufgabe, die wir uns im erſten Teil des Pro-
gramms geſtellt haben.

Welches iſt dieſe Aufgabe? Das ſteht ganz unzweideutig in
den Worten: „Dieſen Kampf der Arbeiterklaſſe (gegen die
kapitaliſtiſche Ausbeutung) zu einem be wußten und ein-
heitlichen zu machen und ihm ſein naturnotwendiges Ziel
zu weiſen das iſt die Aufgabe der ſozialdemo-
kratiſchen Partei.“ Klarer kann man wohl nicht ſein.
Und in dieſem Sinne dem Klaſſenkampf zu dienen, das iſt auch
der Sinn und Jnhalt unſeres Kampfes gegen den Mili-
tarismus.

Es iſt deshalb unerläßlich, immer und immer von neuem die
Nebel zu zerſtreuen, die die bürgerlichen Parteien bei jeder
neuen Militärvorlage um den Militarismus zu breiten ſich be-
mühen. Als ob es ſich um die Jntereſſen des Landes und
der Landesverteidigung handle! Als ob alle Bewohner des
Landes Proletarier wie Kapitaliſten, ein gemeinſames
Intereſſe an der unaufhörlichen Vermehrung des ſtehenden
Heeres hätten! Wir antworten darauf: um die Sicherheit des
Landes iſt uns nicht bange, ſobald ihr nur zu einem ver-
nünftigen Syſtem der Landesverteidigung übergeht.
Erzieht die Jugend von klein auf zur allgemeinen Wehrhaftig-
keit; ſorgt, daß jeder, der die Waffe tragen kann, in ihrem Ge-
brauch auch wirklich geübt wird; vor allem aber: ſchafft Zu-
ſtände im Lande, in denen ſich der Arbeiter wohl fühlen kann;
ſchafft den Maſſen erſt mal ein Vaterland,
dann mögen Feinde kommen und uns zu überfallen verſuchen,
uns iſt nicht bange darum, daß die freie Volkswehr ihnen ge-
wachſen ſein wird.

Aber das wollt ihr nicht, könnt es wohl auch nicht. Um dem
Arbeiter ein Vaterland zu ſchaffen, müßtet ihr ja auf die Aus-
beutung verzichten, müßtet eure Vorrechte und eure Klaſſen-
herrſchaft aufgeben, müßtet all das freiwillig von euch tun,
was auch erſt durch harten Klaſſenkampf abgenommen werden
wird. Was aber iſt euch das Vaterland, wenn ihr darin nicht
herrſchen könnt, nicht alle Vorteile und Vorrechte für euch be-
halten und alle Laſten auf die Beſitzloſen abſchieben könnt!
Und da ſolltet ihr dem Volke zu freiem Gebrauche die Waffen
in die Hand geben? Nur ein Tor wird ſo etwas von euch er
warten. Die Waffen ſoll der Proletarier tragen, aber ohne
einen Funken von Freiheit, ohne einen Funken eigenen
Willens. Jn ſtummem Kadavergehorſam muß er erzogen ſein,
daß er ganz beſtimmt die Waffe nur auf Kommando gebraucht
und nur das tut, was ihm befohlen wird. Das aber ohne Be-
ſinnen und ohne Zögern, ſelbſt wenn der Befehl lautet, auf
ſtreikende Arbeitsbrüder, ja auf Vater und Mutter zu ſchießen!
Mit einem Wort: nicht zur Landesverteidigung braucht ihr
das ſtehende Heer, ſondern zur Stütze und zum Schutz
eurer Klaſſenherrſchaft. Das Land wäre viel beſſer
verteidigt durch eine freie Volkswehr. Aber davon wittert ihr
Gefahr für die Sonderintereſſen eurer Klaſſe, und dieſer euer
privater Vorteil gilt auch mehr als die Intereſſen des Landes.
Deshalb behaltet ihr das ſtehende Heer, ein ſchlechteres Ver

teidigungsmittel gegen auswärtige Feinde, aber für euch eine
unerſetzliche Waffe zur Niederhaltung der Arbeiterklaſſe.

Das iſt der wahre Sinn und Jnhalt dieſer ewigen neuen
Militärvorlagen. Denn freilich, wenn man am Syſtem durch-
aus nichts ändern will, dann bleibt nichts übrig, als immer
mehr und mehr Soldaten aufzuſtellen. Jedoch, auch auf dieſem
Gebiete ſteht die Entwicklung nicht ſtill. Es läßt ſich voraus-
ſehen, daß es ſo nicht mehr lange weitergehen kann. Alles hat
einmal eine Grenze, auch die Zahl der Soldaten, die man im

ſtehenden Heere unterhalten kann, auch die Laſten, die ein Volk
ertragen und aufbringen kann. Fern von dieſer Grenze können
wir in Deutſchland nicht mehr ſein. Jſt ſie erreicht, was
dann? Die unermüdliche Aufklärungsarbeit der Sozialdemo-
kratie muß dafür ſorgen, daß dann das Volk ſeinen Mann ſteht
und anders als heute in die Geſtaltung ſeiner Geſchichte ein-
greifen kann, damit die Volk swehr geſchaffen und das Heer
nicht mehr als Waffe im Klaſſenkampfe benutzt wird. Dieſem
Syſtem aber, das jetzt herrſcht, dieſem Militarismus keinen
Mann und keinen Groſchen. W. f.

Volksfürſorge.
Am 1. Juli beginnt eine Einrichtung ihre Arbeit, die etwas

eigenartig unter den anderen von der Arbeiterklaſſe ins
Leben gerufenen Organen daſtehen wird. Die Volksfürſorge,
die die freien Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften gründen,
unterſcheidet ſich in erſter Linie dadurch von den bisherigen
Organen, die ſich die Arbeiterſchaft für ihren Klaſſenkampf ge-
ſchaffen hat, daß, während die Tätigkeit der Gewerktſchaften,
der Sozialdemokratie, ja zum Teil der Genoſſenſchaften der
ganzen Arbeiterktlaſſe zugute kommen, und zwar nicht nur
der organiſierten, dies bei der Volksfürſorge nur zu einem
geringen Teile der Fall ſein wird. Zwar wird ſie die privaten
Verſicherungsgefellſchaften anſpornen zur Beſſerung ihrer
Leiſtungen, aber da die ſich verſichernden Arbeiter nur einen
Teil der Arbeiterklaſſe bilden, wird auch dieſe indirekte Ein-
wirkung der Volksfürſorge nur eine begrenzte Bedeutung
haben. So trägt die Volksfürſorge von vornherein ven
Charakter einer Einrichtung der beſſer ſituierten Arbeiterſchaft,
nicht die eines Klaſſenorgans, denn dank den Lohn- und Ar-
beitsverhältniſſen iſt es nur einem kleineren Teil der Arbeiter-
ſchaft vergönnt, von ihrem knappen Verdienſt etwas wegzu
legen. Aber nicht nur darin unterſcheidet ſich die Volksfür-
ſorge von den Gewerkſchaften, den Konſumgenoſſenſchaften und
der Partei. Es ſpringt in die Augen, daß, während dieſe, um
zu exiſtieren, der Arbeiterſchaft die Augen öffnen müſſen
über die grundſätzlichen Schäden, die ihnen die kapitaliſtiſche
Geſellſchaft als Produzenten, Konſumenten und Bürger zu-
fügt, die Volksfürſorge dieſe aufklärende und aufrüttelnde
Bedeutung nicht haben wird. Der Unterſchied zwiſchen den
Tarifen der Privatgeſellſchaften und ihr wird das Anziehungs-
mittel bilden. Und während weiter die Gewerkſchaften und
die Partei Organiſationszentren bilden, die immerfort die
Maſſe in Aktion halten, in der ſie ihre Aufklärung und Erfah-
rung erlangt, ſo brauchen bei der Volksfürſorge nur die Agen-
ten tätig zu ſein. Endlich: die Gewerkſchaften, Genoſſenſchaf-
ten und die Partei organiſieren die Arbeitertklaſſe zum Kampfe
um eine neue Geſellſchaftsordnung. Die Volklsfürſorge hat da-
mit nichts zu tun.

Die Volksfürſorge ſtellt ſich viel beſcheidenere Aufgaben, als
die oben genannten. Dank der Unorganiſiertheit der Geſell-
ſchaft, dank ihrem Klaſſencharakter iſt der Arbeiter allerhand
perſönlicher Unbill ausgeſetzt, gegen die ſich ſeine Klaſſen-
organiſatianen nicht wenden, weil ſie eben auf den Kampf um
die Beſſerſtellung der allgemeinen Verhältniſſe ihre An-
ſtrengungen konzentrieren müſſen. Nehmen wir folgenden Fall.
Ein junger Arbeiter heiratet. Er hat etwas geſpart für die
Gründung des Haushalts, ſeine Frau auch. Es langte jedoch
nicht, ſie mußten jahrelang noch einen erheblichen Tribut an
ein Kreditgeſchäft zahlen. Da bricht ein Unglück herein: der
ganze Haushalt geht in Flammen auf. Keine Gewertſchaft,
keine Partei kann hier helfen, wenn die Armen nicht Vorſorge
getroffen und ſich nicht verſichert haben. Jetzt aber, mit Frau
und Kind, wird es viel ſchwieriger ſein, die fünf Mark wöchent-
lich vom Lohn abzuzwacken und von neuem dem Händler zu
bringen. Jſt aber der Arbeiter in einer kapitaliſtiſchen Ver-
ſicherungsgeſellſchaft verſichert, ſo beginnen für ihn erſt im
Augenblick der Not die Scherereien. Es zeigt ſich, daß der
Agent ihm verſchiedenes aufgeſchwatzt, die Beſtimmungen falſch
interpretiert hat, daß er in Wirklichkeit für die jahrelang ge-
zahlten Groſchen weniger bekommt, als er annahm. Es gibt
tauſend Formen der Prellerei, denen der Arbeiter bei den
Privatverſicherungsgeſellſchaften zum Opfer fällt. Aber auch
diejenigen Verſicherungsgeſellſchaften, die ihn nicht irreführen,
die das leiſten, was ſie verſprochen haben, leiſten zu wenig,
weil ſie für das Verſicherungskapital möglichſt hohe Dividenden
zu ergattern ſuchen, weil ſie ſehr große Reklame- und Verwal
tungskoſten haben. Bei allen ſteht dabei ein Grundſatz, der
den Arbeitern am meiſten Schaden zugefügt hat, im Vorder-
grunde: die Auslöſchung der Anſprüche der Verſicherten auf
ſeine Prämien bei Unterbrechung der Zahlung. Die Spekula
tion auf tauſend Zufälle, Notſituationen, die dem Arbeiter
nicht erlauben, ununterbrochen ſeine Prämien zu zahlen, bildet
die Grundlage der Exiſtenz vieler Verſicherungsinſtitute. Hier
greift die Volksfürſorge ein. Jhr Ziel iſt nicht hoher Profit,
obwohl ſie den Gewerkſchaften und Konſumgenoſſenſchaften, die
ihr Kapital bei ihr anlegen werden, einen Zins abwerfen wird,

der jedoch im Jntereſſe der Arbeiterſchaft verwendet wird. Sie
braucht außer dem Zentralapparat keine beſonders große Or-
ganiſation der Agenten zu ſchaffen, weil ihr die Gewertſchaften
und Genoſſenſchaften ihre Organiſcation zur Verfügung ſtellen.
Sie wird keine großen Reklamekoſten haben, weil die Arbeiter-
preſſe ihr zu Dienſten ſteht. Das alles genügt, um ihre
Leiſtungen auf allen Gebieten des Volksverſicherungsweſens
viel höher zu geſtalten, als es die Privatgeſellſchaften tun
können. Daß ſie auf die nicht zu Ende gezahlten Prämien,
alſo auf die Not der Arbeiter nicht ſpektuliert, braucht nicht
beſonders hervorgehoben zu werden.

Der große materielle Nutzen, den die Volksfürſorge der
Arbeiterſchaft bringen wird, ſteht außer Zweifel. Damit iſt
auch die Haltung der Sozialdemokratie zu ihr
gegeben. Die Sozialdemokratie als politiſche Partei wird
keinen direkten Nutzen aus der Volksfürſorge ziehen. Aber ſie
ſieht in ihr ein Kind der großartigen Entwicklung der Arbeiter-
bewegung in Deutſchland, deren Geiſt ſie verkörpert, deren Or-
ganiſationen zum großen Teil ihrer Jnitiative als Partei oder
dem ſchaffenden Geiſt ihrer Mitglieder zu verdanken ſind. Ohne
den mächtigen Aufſchwung der Gewerkſchaften, Konſum-
genoſſenſchaften und der Arbeiterpreſſe, wäre der Gedanke an
die Schaffung der Volksfürſorge unmöglich. Die Partei hat
alle Urſache, die Volksfürſorge zu unterſtützen, weil ſie
alles unterſtützt, was der Arbeiterſchaft oder einem ihrer Teile
erlaubt, den Lohn beſſer auszunützen, ſie in ihrem Charakter
als Konſument vor Ausbeutung ſchützt, was verhindert, daß
Zufälle, in der ſich die Unorganiſiertheit der Geſellſchaft aus
drückt, ihre Widerſtandskraft ſchwächen. Da der Drang nach
Verſicherung vor ſolchen Begleitfolgen des Kapitalismus ein be-
rechtigter iſt und ſeine Befriedigung durch eine Arbeiterorgani-
ſation den Ring der Arbeiterſelbſthilfe vervollſtändigt, ſo wird
die Sozialdemokratie der Volksfürſorge ihre Hilfe angedeihen
laſſen, wo und wie immer es möglich iſt, und ihr zu helfen
ſuchen, damit ſie möglichſt breiten Kreiſen der Arbeiterſchaft
dienen kann.

Nicht auf der Verelendung der Arbeitermaſſen, auf der Ver-
mehrung der Unſicherheit ihrer Lage ſtützt die Sozialdemokratie
ihre Zukunftshoffnungen und ihren Gegenwartskampf, obwohl
ſie in die optimiſtiſchen Jubel der Sozialphantaſten oder So-
zialſchwindler nicht teilt, die da ſchon ein allmähliches Ver-
ſchwinden der Not und Unſicherheit glauben feſtſtellen zu
können. Sie baut ihre Hoffnung auf den Drang der Maſſe zu
einem menſchenwürdigen Leben, gleichviel, worin er ſein
Wurzeln hat, ob in der bitteren Not der phyſiſch Darbenden,
oder in der Erkenntnis der gehobeneren Schichten der Arbeiter-
ſchaft, daß ſie trotz alles Aufſtiegs nicht vor den nivellierenden
Tendenzen des Kapitalismus ſicher ſind, daß ſie ſozial ausge-
beutet werden, ſelbſt wenn ſie ihren leiblichen Hunger ſtillen
können. Wo die Arbeiterſchaft ſchon aufgeklärt iſt oder noch
aufgeklärt werden kann, da kann ſie um ſo beſſer gegen die
Grundübel des Kapitalismus mobiliſiert werden, je mehr ſie
ihre Energie nicht im Kampfe um ſeine „Zufälle“ auf-
reibt.

Die Volksfürſorge wird von dem Beamtenapparat der Ar-
beiterbewegung neue große Arbeit fordern. Er wird noch mehr
mit techniſcher und Bureauarbeit beladen werden. Das birgt
in ſich Gefahren, die man nicht unterſchätzen darf. Das gänz-
liche Aufgehen in dieſer Arbeit verengt oft die Horizonte der
Arbeiterbeamten, nimmt ihnen leicht die Gelegenheit zur
tieferen theoretiſchen Ausbildung, macht ſie aus Vorkämpfern
der Emanzipationsbewegung der Arbeiterklaſſe zu einſeitigen
Fachleuten irgend eines Teiles der Arbeiterbewegung. Dies
macht ſich auf allen ihren Gebieten bemerkbar: auf dem poli-
tiſchen in letzter Zeit nicht minder wie auf allen anderen, bei
denen die Schattenſeite der Entwicklung früher zutage trat.
Wie geſagt, ſteigert die Volksfürſorgearbeit dieſe Tendenz. Es
iſt Sache der Gewerkſchaften und Konſumgenoſſenſchaften, die
zu erwartende Stärkung ihrer Finanzen durch die Volksfür-
ſorge gum Kampfe gegen dieſe Gefahr zu benutzen, was am
beſten durch den Ausbau der Bildungsbeſtrebungen und der Ar-
beiterpreſſe geſchehen kann. Die aufgeklärten Arbeiter
haben die Aufgabe, in dieſer Richtung in den Gewerkſchaften
und Genoſſenſchaften zu wirken.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 3. Juni 1913.

Erbauliches zur Landtagswahl.
Die Parole der Fortſchrittler im Landtagswahlkreiſe Ober

und Unterbarnim, um den ſich das Wahlabkommen
zwiſchen Sozialdemokratie und Fortſchrittliche Volkspartei
dreht, lautet nach der Freiſ. Ztg. wie folgt:

Die fortſchrittlichen Wahlmänner werden im erſten Wahl
gange dem liberalen Kompromiß gemäß ſtimmen für die
zwei fortſchrittlichen ſowie den einen nationalliberalen
Kandidaten. Sollte es zur Stichwahl kommen, ſo wird den
fortſchrittlichen Wahlmännern die Stimmenthaltung oder die
Stimmabgabe frei geſtellt mit der Maßgabe, daß für
einen konſervativen Kandidaten unter keinen Umſtänden ge
ſtimmt werden darf.

Bekanntlich beſitzen nach amtlicher Zählung die Sozial-
emokraten in dem Kreiſe 1084 Wahlmänner, die Konſer-
tiven 724, die Liberalen 529. Da aber die Fortſchrittler mit

en Nationalliberalen von vornherein gemeinſame
Wahlmänner aufgeſtellt hatten, ſo weiß man nicht, wieviele
von den 529 fortſchrittlich, wie viele nationallibexal, wie viele
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„geſamtliberal“ und wie viele abhängige hohe und untere Be
amte ſind. Es läßt ſich alſo noch gar nichts vorausſehen, denn

die Nationalliberalen haben nicht etwa Stimmenthaltung,
ſondern Unterſtützung der Konſervativen prokla-
miert. Die nationalliberale Parteileitung des Wahlkreiſes
hat ein Schreiben an die Wahlmänner geſandt, in dem es am
Schluß heißt: „Jm Falle einer Stichwahl erſuchen wir die
nationalliberalen Wahlmänner, die bürgerlichen Kan-
didaten zu wählen.“ Das war zu erwarten und iſt auch
ſelbſtverſtändlich. Hübſch bleibt nur, daß das Organ der
Jungliberalen (des ſogenannten radikalen Flügels der
nationalliberalen Partei) eine ſolche Parole verhüten
wollte. Die jungliberalen Blätter ſchrieben noch vor einigen
Tagen:

Gegen wen ging denn der Landtags-Wahlkampf? Gegen
Konſervative und Zentrum voverſt! Und wer verteidigt
dieſes Wahlrecht, wer ſtemmt ſich einer modernen Entwick-
lung entgegen? Konſervative und Zentrum! Mit
Schmutz haben ſie uns beworfen, unſere nationale
Geſinnung verdächtigt, jeden nur möglichen Terro-
rismus geübt: nun ſollen unſere Wähler für dieſe Reak-
tion eintreten! Jn Breslau hat ein konſervativer Führer
es in einem Rundſchreiben für unvereinbar mit dem Fahnen-
eid des Offiziers erklärt, für die Liberalen einzutreten Und
für eine ſolche Partei ſollen unſere Leute dann ihre Stimme
abgeben?!

Jawohl, erſt recht! Man iſt doch nationalliberal! Und
mit einer ſolchen Geſellſchaft, die jetzt mit Hurra für die Kon
ſervativen eintritt, die ſie „mit Schmutz bewarfen“, „ver-
dächtigten und „terroriſierten“ mit einer ſolchen Geſell-
ſchaft ſind die Fortſchrittler auf Gedeih und Verderb ver-
brüdert! Jn der Tat, ſtinkender kann der Sumpf des ganzen
Wahlſchachers ſchon nicht mehr werden.

Ebenſo nationalmiſerabel haben die Nationalliberalen im
Wahlkreiſe Zeitz-Weißenfels- Naumburg gehandelt.
Dort warfen ſie ſich zunächſt in die Bruſt, kündigten den Kon-
ſervativen die Freundſchaft und gingen ſelbſtändig „wider die
Reaktion“ vor. Das Ergebnis war 326 konſervative, 241 natio-
nalliberale, 75 freiſinnige und 177 ſozialdemokratiſche Wahl-
männer. Nun ging das Wehklagen los. Die Nnationallibe-
ralen erteilten den bittenden Fortſchrittlern einen Fußtritt,
rutſchten aber vor den Konſervativen auf dem Bauche. Die
Junker waren großmütig genug, ſo treuen winſelnden
Knechten ein Mandat gnädigſt zuzugeſtehen, ſo daß nun ein
Konſervativer und ein ſogenannter Nationalliberaler gewählt
werden wird. So ſiegte in Zeitz die „liberale Sache“. Die
Fortſchritter aber der ganzen herrlichen preußiſchen Monarchie
rühmen für alle Zeiten das „gemeinſame Vorgehen des Libe-
ralismus“ bei der Landtagswahl 1913 als größtes Ereignis in
der neuen Geſchichte des deutſchen Liberalismus

Der Ertrag des einmaligen Wehrbeitrags.
Eine Subkommiſſion der Budgetkommiſſion des Reichstags

hat bekanntlich in vertraulichen Verhandlungen mit der
Regierung eine Grundlage für die Erhebung des Wehrbeitrags
geſchaffen, nach der die unterſte Vermögensgrenze für die Er
hebung weſentlich heraufgeſetzt und das Einkommen in
kapitaliſierter Form mit zu dem Beitrag herangezogen wird.
Das Reichsſchatzamt war erſucht worden, eine Berechnung des
Ertrages nach dieſen Grundlagen anzuſtellen. Dieſe Berech-
nung liegt jetzt vor. Nach den Beſchlüſſen der Subkommiſſion
legte das Reichsſchatzamt ſeinen Berechnungen die folgenden
Beitragsſätze zugrunde:

von den erſten 50 000 Mk. 0,1 9/0
weiteren 50000 0,35

100 000 0,45
h 300 000 0,55 7500 000 0,65

500 000 (0,75
1000000 10

e 3000000 Ie 99 u 5 000 900 II
1

1,2

5000000 1,33
Beträgen 1,5

Die Ergebniſſe ſind, hiernach berechnet, folgende:
Ertrag in

Vermögen von Zahl derzgenſten Millionen Mk.

30 000 50 000 4,72750 000 100 000 196 990 23,143100 000 200 000 8 356 35,384200 000 500 000 47 507 58,996500 000 1000 000 13 793 49,272
1000000 2000000 5 923 49,4772000 000 5000 000 2 597 62,9325 000000 10000000 74 39,11610 000 000 15 000 000 127 17,096
15 000 000 20 000 000 49 9,89820 000 000 25 000 000 3 6,43925 000 000 30 000 000 2 7,42130 000 000 50 000 000 20 10,084
50 000 000 100 000 000 10 10,091über 100 000 000 4 12,524

Dieſe Aufſtellung gilt nur für Preußen, da dem Reichsſchatz
amt nur die preußiſche Einkommens- und Ergänzungsſteuer-
Statiſtik für die Ertragsberechnung vorlag. Preußen hätte
alſo zuſammen 396 Millionen Mark aufzubringen. Da man
bis zum 31. Dezember noch eine Vermögenszunahme von 131
Prozent mit einem Ertrag von 53 Millionen Mark erwartet,
ſo würden rund 450 Millionen Mark Vermögensabgabe auf
Preußen entfallen.

Das Reichsſchatzamt berechnet die Einnahme im Reiche nach
dem Verhältnis von 8 5 gegenüber Preußen, ſo daß nach dem
vorſtehenden Ergebnis rund 720 Millionen Mk. für das ganze
Reich zu erwarten wären.

Hierzu kommt nun dex Wehrbeitrag vom Einkommen,
der in Preußen, nach den Steuerſätzen der Subkommiſſion be-
rechnet, auf 73,8 Millionen Mk. veranſchlagt wird. Umgerech-
net auf das Reich, wieder nach dem Verhältnis von 8:5, er-
gibt die Einkommenbeſteuerung 120 Millionen Mk., ſo daß der
vom Reichsſchatzamt berechnete Betrag ſich auf 840 Millionen
Mark beläuft. Die offiziöſe Mitteilung über dieſe Steuer-
berechnung erklärt dies Ergebnis für nicht befriedigend. Vor-
ausſetzung ſei geweſen, daß mindeſtens 1000 Millionen Mk. er-
zielt werden. Die Budgetkommiſſion werde alſo zu einer Er-
höhung der Sätze des Wehrbeitrags vom Vermögen
kommen müſſen, um ſo mehr, als ſich eine lebhafte Bewegung
gegen den Vorſchlag der Einkommensfkapitaliſierung geltend
mache.

Die Wahlen in Auſtralien.
Unſer Londoner Korreſpondent ſchreibt uns: Bei den

Wahlen zum auſtraliſchen Bundesparlament, die am 31. Mai
ſtattfanden, handelte es ſich darum, ob die Arbeiter-
partei, die ſeit dem Jahre 1910 die politiſche Gewalt in dem
jüngſten Kontinent unſerer Erde ausgeübt hat, ſie weiter be-
halten ſoll, oder ob die politiſche Macht ganz oder teilweiſe
wieder den bürgerlichen Parteien zufallen ſoll. Die Wahlen
ſind ſchon deshalb von höchſtem Jntereſſe nicht nur für
Auſtralien ſelber, weil eine Wählerſchaft jetzt zum erſtenmal
eine wirkliche Arbeiterregierung nicht nach ihren Ver-
ſprechungen, ſondern nach ihren tatſächlichen Leiſtungen zu
beurteilen hat.

Die gegenwärtige Regierung unter der Leitung Andrew
Fiſhers iſt bekanntlich nicht die erſte auſtraliſche Arbeiter-
regierung. Abgeſehen von den verſchiedenen gegenwärtigen
und früheren Arbeiterregierungen mehrerer auſtraliſchen
Einzelſtagaten, herrſchten in dem auſtraliſchen Bund, dem
Commonwealth, ſchon früher zwei Arbeiterre erungen: die
erſte im Jahre 1904 unter Watſon und die zweite vom Jahre
1908 an unter dem gegenwärtigen Miniſterpräſidenten. Aber
in dieſen Fällen verfügte die. Arbeiterpartei über keine eigene
Mehrheit in den beiden Häuſern des Parlaments, ſondern war
auf die Unterſtützung bürgerlicher Gruppen angewieſen. Eine
ſolche Mehrheit brachten erſt die Wahlen von 1910 der Arbeiter-
partei: ſie hatte bei der Parlamentsauflöſung im Unterhauſe
11 Mandate gegenüber 34 der bürgerlichen Parteien; im Senat
22 gegenüber 14 der Bürgerlichen.

Die auſtraliſche Arbeiterpartei iſt in ihrer Zuſammenſetzung

und ihrem Geiſte der britiſchen Arbeiterpartei nicht unähnlicy.
Sie beſteht in der Hauptſache aus Gewerkſchaften, doch hat ſie
auch Einzelmitglieder. Jhr Programm iſt ein in der Form
etwas abgeſchwächter Sozialismus: „den Produzenten den
vollen Ertrag ihres Gewerbefleißes zu ſichern durch das kollek
tive Eigentum der Monopole und durch die Erweiterung der
enduſtriellen und ökonomiſchew Funktionen des Staates und
der Gemeinde“. Als eine ſozialiſtiſch nicht durchgereifte Ar
beiterpartei vor die Aufgabe geſtellt, die politiſche Kontrolle
eines kapitaliſtiſchen Landes zu übernehmen, das mit
allen Faſern des täglichen Lebens mit einer nicht nur wirt
ſchaftlich ſondern auch politiſch kapitaliſtiſchenw Außenwelt
verknüpft, mußte ſich die auſtraliſche Arbeiterregierung in
allerlei innere Widerſprüche verſtricken. Zur Hauptaufgabe
machte ſie ſich naturgemäß den weiteſtgehenden Arbeiter
ſchutz, den Kampf gegen die zur Uebermacht gelangenden
Monopole und Truſts und den Ausbau einer demokra-
tiſchen Steuergeſetzgebung. Auf dieſen Gebieten
hat das Arbeiterregiment denn auch manches ſelbſt von dem
fortſchrittlichen auſtraliſchen Standpunkt aus Wertvolle ge-
leiſtet. Aber ihre kühnſten Reformverſuche wurden vereitelt,
weil ſich verfaſſungsrechtliche Schwierigkeiten
einſtellten. Dieſe galt es nunmehr zu überwinden. Jnzwiſchen
aber ſah ſich die Arbeiterregierung dazu gedrängt eine Politik
zu betreiben, die mit den beſonderen Arbeiterintereſſen nichts
zu tun hat; ſondern das Land ſichern ſoll. Große Eiſenbahnen,
die den Kontinent durchqueren ſollen, weiter allgemeine Wehr-
pflicht, Bau einer Kriegsflotte und Verhinderung der gelben
Einwanderung (Chineſen) uſw. haben viel Bedenkliches an ſich.
Hauptaufgabe der Arbeitervegierung blieb aber großzügiger
Ausbau des Arbeiterſchutzes, Kampf gegen die Truſts, Verſtaat-
lichung der Monopole und anderer Betriebe. Das Hohe Gericht
erklärte dieſe Maßregeln für verfaſſungswidrig, weil ſie von
der Bundesverfaſſung den Eingelſtaaten vorbehalten ſeien. So
wurde die Wahlparole: Abänderung der Bundes-
verfaſſung, und zwar mittels des von dieſer vorgeſehenen
Referendums. Jm Jahre 1911 unterbreitete die Ar-
beiterregierung die folgenden zwei Vorſchläge einem Refe-
rendum: 1. das Bundesparlament zu ermächtigen zur Ab-
ſchaffung von Truſts und Monopolen und zur Ein
führung von Schiedsgerichten zur Regelung von
Löhnen und Schlichtung von Streitigkeiten in
allen Gewerben, und 2. zur Erwerbung und Weiterführung
durch die Bundesregierung von Jnduſtrien, die das
Bundesparlament für Monopole erklärt.

Das waren offenbar Vorſchläge von der weittragendſten Be
deutung. Sie ſind bekanntlich beide bei der Volksabſtimmung
von 1911 mit großer Mehrheit abgelehnt worden. Alſo
die Wähler wollten eine Arbeiterregierung, aber ſie waren
noch nicht reif für die weiteren Konſequenzen eines Arbeiter-
regimentes. Gleichzeitig mit den Wahlen wurden die-
ſelben Vorſchläge, diesmal in Form von ſechs ſeparaten
Fragen, einem Referendum der Wähler unter-
breitet. Ein Beweis, wie ernſt es der Arbeiterpartei um
dieſe Vorſchläge iſt, denn hätte ſie auf das Referendum ver
zichtet, dann wäre ihr eine Mehrheit bei den Wahlen ficher.

Genauere Wahlergebniſſe ſind noch nicht gemeldet worden,
aber die erſten Mitteilungen beſagen, daß die Mehrheit der
Arbeiterpartei merklich kleiner werden wird. Bleibt ſie aber
trotzdem geſichert, dann beginnt ein ganz neuer Abſchnitt in
der Geſchichte Auſtraliens, und wohl auch in der Geſchichte der
ganzen internationalen Arbeiterbewegung, deſſen Konſequenzen
noch gar nicht abzuſehen ſind.

Deutſches Reich.
Die erheirateten Untertanen. Die höfiſche Preſſe meldet,

daß die braunſchweigiſche „Thronbeſteigung“ durch den Prinzen
Ernſt Auguſt binnen drei Monaten erfolgen wird. Die amt-
liche Beſtätigung werde jedoch nicht vor Bekanntgabe des
Bundesratsbeſchluſſes erfolgen. Die braunſchweigiſchen Unter-
tanen brennen ſchon darauf, endlich von ihrem angeheirateten
Landesvater regiert zu werden.

(Nachdr.
verb.Der Eindringling.

Roman von Blasco Jbanez.
Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Der Millionär ging häufig auf zwei oder drei Tage nach
Madrid, indem er Verſammlungen von Aktionären oder
Schritte bei der Regierung vorſchützte. Allen kam er verjüngt
vor ſeine Augen waren glänzender, ſeine Bewegungen raſcher,
ſeine Haltung aufrechter, auch auf ſeine Kleidung und ſein
ganzes Aeußere verlegte er größere Sorgfalt.

Du ſelbſt ſagte er zum Arzte haſt dich oft über dieſe
Wandlung gewundert. Die Liebe hat ſie bewirkt, Luis. Nichts
verklärt das Leben wie die Liebe.

Und als ob er den Spott des Doktors fürchtete, ſprach er von
Judith mit Begeiſterung, indem er ſeinen Vetter davon über-
zeugen wollte, daß ſeine Reife keine allzu ſchlechte Figur machte
neben jener durch ſinnliche Ausſchweifungen etwas auſge-
riebenen Jugend. Sie liebte ihn, deſſen war er ſicher. Nicht
als ob er geeignet ſei, eine große Leidenſchaft einzuflößen;
aber Judith hatte ſich, des früheren Lebens müde, in ſeine
Arme geflüchtet für immer und liebte ihn mit einem Gefühl
der innigſten Dantbarteit. Das genügte ihm. Wie lächelte
ſie ihm zu, wie ſtreckte ſie ihm die weißen zarten Arme ent-
gegen, wenn er unerwartet in der kleinen ſchmucken Villa der
Madrider Bannmeile auftauchte. Dort befand ſich ſein wahres
Heim, dort verbrachte er die glücklichſten Tage, und wäre es
nicht wegen ſeiner Tochter und des ſoliden Lebenswandels, den
die Geſchäfte erfordern, würde er am liebſten dort ſeine Tage
beendigen.

Außerdem hatte ein glückliches Ereignis den Bund noch
feſter geſchloſſen. Allein einem Manne wie ſeinem Vetter
konnte er ſein Geheimnis mitteilew: Er hatte einen Sohn!
Und als Doktor Areſti eine Bewegung des Erſtaunens machte,
fuhr der Millionär haſtig fort:

Du biſt'der einzige, der es weiß: ja, ich habe ein Söhnchen,
ein allerliebſtes Bübchen, das jetzt drei Jahre alt iſt und zu
ſprechen beginnt und wenn's mich ſieht, mich den Papa aus
Bilbao nennt.

Die Liebe ſchenkte mir, was ich im Eheleben, ſo oft ver
gebens erſehnt: einen Sohn! Er trägt meinen Namen
nicht, er darf nicht ſagen, daß ich fein Vater bin, aber ich
denke an ihn; ich hoffe, daß er groß wird, und dann nehme ich
ihn zu mir und tue für ihn, was ich kann, und ich kann viel.

Gerührt ſprach er von jenem geheimen Heim, jener improvi-
ſierten Familie, die für ihn die allein wahre war. Judith
ste allmählich inmitten ihres glücklichen Wohlſtandes Fleiſch
an, und das Bild der ſchmächtigen Divette verwiſchte ſich in
ihr immer mehr. Sanchez Morueta liebte ſie um ſo mehr,
er glaubte ſie ſo mehr ſein eigen. Der Kleine hatte einen
erſtaunlich frühreifen Pexſtand. Jn ſeiner etwas weiblichen
Schönheit, in der ni n ungeſchlachten Geldkönig er
innerte, ſpiegelten ſi der Mutter wieder.Ein rechter Sohn der Liebe ſagte ſelbſtgefällig lächelnd

der Millionär. Blond wie Gold und weiß und zart und zier-
lich wie ein Porzellanfigürchen.

Dabei erinnerte er den Doktor an einen ſeiner Ausſprüche,
die die Eigenſchaft beſaßen, die ehrſamſten Leute zu entrüſten.
Areſti behauptete ja oft, daß die Kinder der Liebe die ſchönſten
ſeien; ſie hatten etwas Eigenes an ſich, das ſich ſelten bei den
von den geſetzmäßigen Ehepaaren in der Schlaftrunkenheit
ohne Feuer und Schwung gezeugten Sproſſen findet.

Sanchez Morueta ſchwieg, wie ermüdet durch ſein Bekennt-
nis. Jn ihrem Spaziergang hatten ſie ſich der Villa genähert
und entfernten ſich wieder langſam, indem hinter ihnen das
Klimpern des Klaviers und das Summen der im Salon ver-
ſammelten Geſellſchaft hörbar war.

Und wenn man bedenkt, daß ich im eigenen Hauſe das Glück
hätte finden können, das ich auswärts ſuche, indem ich mich
wie ein Miſſetäter verberge! rief der Millionär aus, als ob
der Gedanke an ſeine Familie ihm Gewiſſensbiſſe verurſachte.

Aber glaube ja nur nicht Luis, daß ich etwas bereue,
fügte er ſogleich mit Ent ſchloſſenheit hinzu. Jch habe ein
Recht darauf, glücklich zu ſein, und man nimmt ſein Glück,
wo man es findet Aber ſprich doch, Luis. Was hältſt du
von all dem?

Areſti zuckte die Achſeln. Ueber jene Liebſchaft wollte er
keine Worte verlieren. Wenn ſie ſeinem Vetter einige Genug-
tuung verſchaffte, ſo tat er ſehr wohl daran, dabei zu ver-
harren. Das Leben iſt trüb und öde, und die Klugheit des
Menſchen beſteht darin, es zu erheitern und mit bunten
Strahlen die grauen Umriſſe des Daſeins zu erleuchten. Es
war gut ſo, daß jenes Weib ihn liebte, wie er behauptete.
Aber die Hauptſache war, daß er es glaubte. Hienieden leben
wir von Schein und Jlluſion, und das größte Unglück beſteht
darin, die Augen zu öffnen.

Sie liebt mich, Luis, ganz gewiß liebt ſie mich, fiel der
Millionär haſtig ein. Weshalb ſollte ſie heucheln? Wenn ſie
noch wenigſtens gewußt hätte, wer ich war, als wir Bekannt-
ſchaft machtem, könnte ich zweifeln. Aber in den erſten Zeiten
unſeres Verhältniſſes hielt ſie mich für einen Mann mit be-
ſcheidenem Vermögen und es währte lange, ehe ſie erfuhr, daß
ich Sanchez Morueta war.

Der Doktor ſtaunte über die feſte Ueberzeugung ſeines
Vetters und beneidete ihn wegen ſeines Optimismus; auf
dieſe Weiſe lief ſein Glück keine Gefahr. Das beſte war, nur
immer drauf los, das Glück zu genießen, da er genügende
Willenskraft und die Mittel dazu hatte, ſich eine zweite Familie
zu gründen, die unten in der Verſenkung lebte, während oben,
auf den Brettern, die andere in der ganzen Entfaltung ihres
Reichtums herrſchte. Areſti intereſſierte ſich bloß für das
häusliche Unglück ſeines Vetters, für ſeine moraliſche Jſo-
lierung in ſeinem Hauſe. Wie ihm, erging es auch vielen
anderen. Demſelben ewigen Hindernis begegneten alle, die
in dem frommen Lande in der Gattin etwas mehr als eine
Haushälterin und Verwalterin finden wollten. Die einen
taten es wie Sanchez Morueta und ſuchten durch eine Winkel-
ehe ihr verfehltes Leben zu verſchönern, indem ſie aus Feigheit
und Egoismus den Anſchein eines ruhigen, glücklichen Herds
aufrecht erhielten. Die anderen, entſchloſſener und mutiger,
wie er, Areſti, ließen es zum offenen Bruch kommen, wollten
nicht an eine tote Seele angekettet weiterleben und kehrten

zum Junggeſellenleben zurück, doppelt verbittert, weil ſie ſich
öffentlich keine neue Gefährtin ſuchen durften, in einem
Lande, wo die Eheſcheidung nicht beſteht.

Areſti rügte die Frauen ſeiner Landſchaft nicht weiter. Die
waren einmal ſo, ein wenig auf Grund des kühlen Tempera-
ments der baskiſchen Raſſe, die ſich für nichts begeiſtert, was
keinen praktiſchen und unmittelbaren Zweck hat, und ſehr viel
infolge einer verfehlten Erziehung, einer ſyſtematiſchen Tren
nung der Geſchlechter, in der ihnen eingepfropften Anſchauung,
daß der Mann nur eine Maſchine iſt zur Verfertigung von Geld
und Kindern. Wie war denn eigentlich Sanchez Morueta ver
fahren, als er heiratete? Wie alle Reichen ſeiner Landſchaft.
Die Heirat war von den reſpektiven r a abgemacht wor
den, ohne ſich ſonderlich um den Willen der Nächſtbeteiligten
zu kümmern. Dann kam die mehrmonatige Reiſe durch
Europa, um mit ſeinem Reichtum zu prahlen, wobei der Mann
ſich fortwährend nach ſeinen Geſchäften zurückſehnte. Und am
Tage der Rückkehr nach Bilbao begab er ſich in ſein Schreib-
zimmer, um Geld zu verdienen, oder in den Klub, um allein
mit Männern zu verkehren, indem er ſeine Frau auf immer
deren Freundinnen überließ. Die Frau flüchtete unter Per-
ſonen ihres Geſchlechts, und hatte nunmehr keine Unterhaltung,
als die der Damenkränzchen und das Zurſchautragen von
Koſtümen und Juwelen, um den Neid der Genoſſinnen zu er
regen, denn es fehlte ihnen ſelbſt an Gelegenheiten, ihren
Reichtum ſehen zu laſſen.

Sie wußten nichts vom geſellſchaftlichen Leben mit ſeinen
Feſten und Bällen, wie es die Ariſtokratie anderer Länder ge-
nießt. Die Patres der Geſellſchaft, um ihren Einfluß zu
ſichern, predigten ununterbrochen gegen die Tanzbeluſtigungen,
als Erfindungen des Teufels und Gepflogenheiten anderer
Völker, die das Glück nicht hatten, die chriſtliche Tugendhaftig-
keit Biskayens zu beſitzen. Jn Bilbao waren gewöhnlich die
Logen aller Theater leer, ohne daß je eine Frau ſich darin ſehen
ließ. Ohne jede Zerſtreuung, ſchon allein um irgendwie die
Eintönigkeit ihres Daſeins zu unterbrechen, fanden ſich die
Damen in der Kirche ein, die ihnen Geſellſchaftsſalon, Konzert-
ſaal und Theater war. Sie verbrachten Stunden um Stunden
im Tempel zum Heiligen Herzen Jeſu, dort, wo die lächerliche,
buntfarbige Konditorarchitektur, das Harmonium, die Diskant-
ſtimme der Chorſänger und die elektriſche Beleuchtung eine
Stimmung hervorbrachten, der mehr ſinnliches als myſtiſches
anhaftete.

Areſti lächelte bitter. Hal klug ausgedacht war jene Um-
gaukelung, um ſich langſam der Frau zu bemächtigen, und dann
durch ſie auch den Mann zu beherrſchen. Die Männer trugen
hauptſächlich die Schuld daran. Was ſollten die armen Frauen,
dieſe ſchwachen, allen Einflüſſen zugänglichen Geſchöpfe an-
fangen? Man zwang ſie, ein ödes Haremsleben zu führen,
wobei ſie den Mann bloß bei kurzen Annäherungen, wenn
gerade ihn die Begierde überkam, zu ſehen bekamen. Und da
ſtellte ſich der geſchickte Jeſuite ein als Tröſter ihrer Betrüb-
nis; er zerſtreute ihre Langeweile mit einer ſüßlichen und ver
weichlichten Frömmigkeit, er war der Eunuch und Wächter, der
wahre Gebieter der chriſtlichen Odaliskenſchar. So vermochtr
er es, von ſeinem Hinterhalte aus ſich des Willens der Männer
ha mchtigen welche geſchoben wurden, ohne den Schieber zu
ehen.

4ortſetzung folgt.
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Aus Byzanz. Die Tägliche Rundſchau berichtet, Wil
helm II. werde an ſeinem Regierungsjubiläum von ſämtlichen
elf deutſchen Hochſchulen zum Doktor-Jngenieur
honoris éausa ernannt.

Doch noch ein Großblockabkommen in Baden. Jn Karls-
ruhe haben am Sonntage die abſchließenden Beſprechungen
zwiſchen Sozialdemokraten, Fortſchrittlern und Nationallibe-
ralen über ein Großblockabkommen bei den nächſten Landtags
wahlen ſtattgefunden. Ueber den Jnhalt des Abkommens, der
nur den wenigen an den Verhandlungen beteiligten Vertretern
der einzelnen Parteien bekannt iſt, war bisher nichts zu er
fahren. Wie uns aus Baden mitgeteilt wird, ſteht zu erwarten,
daß die Organiſationen der drei Parteien dem Abkommen zu-
ſtimmen werden.

Die Juſtiz gegen die Freunde des Völkerfriedens. Wegen
Verbreitung anarchiſtiſcher Schriften hatten ſich vier Arbeiter
vor der Kölner Strafkammer zu verantworten. Es handelte
ſich nach einer Mitteilung der Täglichen Rundſchau um ein
Flugblatt, betitelt: Krieg dem Krieg, worin zum Ungehorſam
gegen die Geſetze aufgefordert und empfohlen wurde, bei einer
Mobilmachung ſich nicht zu ſtellen. „Jm Jntereſſe der Staats-
ſicherheit“ war die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. Das Urteil
lautete auf drei Monate Gefängnis. Strafmildernd
wurde berückſichtigt, daß es ſich nicht um Rädelsführer handle,
ſondern daß die Angeklagten nur ausgeführt, was andere ge-
plant hätten. Strafſchärfend galt die „Staatsgefährlichkeit“
der Sache.

Konſervative Roheit. Zu der Arbeitsloſendemonſtration
in Breslau, die von der Polizei in der üblichen Weiſe ver-
hindert werden ſollte, hatte die Deutſche Tagesztg. bemerkt:

Wenn die Arbeitsloſen, die nicht auf dem Lande arbeiten
wollen, in den Städten ſich zu einer förmlichen Gefahr für
den friedlichen Bürger ausbilden, ſo wird es die höchſte Zeit,
daß ſchärfere Maßnahmen gegen ſie ergriffen
werden.

Dieſe freundliche Stellungnahme hat einen Agrarier in
Schreibendorf, Kreis Strehlen, veranlaßt, folgende gefühlvolle
Karte an den Vorſitzenden des Breslauer Gewerktſchaftskartells
zu ſenden:

Bitte ſchicken Sie Jhre ſogenannten Arbeitsloſen, auf
deutſch: Faulenzer, Bummler, die neulich demon-
ſtriert, aufs Land; Wir müſſen uns für teures Geld Ruthe-
nen, Ruſſen, Polen, Schweitzer uſw. kommen laſſen, weil Sie
und Jhr Anhang Landarbeit nicht mehr leiſten mögen, lieber
in die Stadt gehen, Gelegenheitsarbeite oder gar keine
ſuchen, Jhre Damen auf der Gartenſtraße, und
dann möchten wir Jhre tuberkulöſe Nachzucht
hier mit Kuhmilch auskurieren.

Die Roheit dieſer Zuſammenſtellung von Arbeitsloſen mit
Dirnen, die dem zahlungsfähigen Publikum dienen, das Hin-
einziehen lungenkranker Kinder in die Beſchimpfungen iſt eine
Leiſtung, deren nur Agrarier Oertelſcher Erziehung fähig ſind.
Da zu den Organiſationen, die um Abſtellung der Not beim
Breskauer Magiſtrat petitionierten, auch die chriſtlichen Ge-
werkſchaften gehören, kann ſich der Briefſchreiber ja bei ihnen
erkundigen, weshalb ein Uebergang von Jnduſtrie- und Stuben-
arbeitern zu land wirtſchaftlicher Beſchäftigung für viele Ar-
beiter ausgeſchloſſen iſt.

Frankreich.
Die Debatte über die dreijährige Dienſtzeit hat am Montage

in der franzöſiſchen Kammes- begonnen. Der Berichterſtatter
Le Heriſſe erörterte, warum der Heeresausſchuß den Ge
ſetzentwurf für nötig für die Sicherheit des Landes halte,
indem er ſagte, das Geſetz über die zweijährige Dienſtzeit
könne nicht mehr als 540 000 Mann ergeben, und daran er-
innerte, daß die Effektivſtärke in Deutſchland vom Oktober ab
863 000 Mann betragen werde. Während der kritiſchen Zeit
der Mobilmachung würde ein Franzoſe gegen zwei Deutſche
zu kämpfen haben, deren zweihunderttauſend zwiſchen Rhein
und Vogeſen hunderttauſend Franzoſen gegenübertreten wür-
den. (Bewegung.) Die Kommiſſion habe alle andern
Löſungen außer der dreijährigen Dienſtzeit verwerfen müſſen,
beſonders wegen der Notwendigkeit, die Deckungstruppen zu
verſtärken. Garniſonen aus dem Jnneren heranzuziehen,
würde den Mechanismus der Mobilmachung ſtören und den
Verwaltungsdienſt in Unordnung bringen. Der Bericht-
erſtatter betonte die Schwäche des Heeres, die in dem Augen-
blicke der Entlaſſung der alten Leute infolge der geringen An-
zahl von Kapitulanten eintrete. Die Kommiſſion habe deshalb
„ſchweren Herzens“ die 157 000 neuen Soldaten, die
nun einmal nötig ſeien „bewilligen müſſen“. Vor dieſer
brutalen Tatſache können wir uns nicht verſchließen; wir
müſſen den Generälen die Mannſchaften geben, die ſie ver-
langen. Widerſpruch auf der äußerſten Linken, lebhafter
Beifall im Zentrum und auf verſchiedenen anderen Bänken.)

Felix Chautemps (Radikaler) ſagte, die drei-
jährige Dienſtzeit würde die wirtſchaftlichen
Jntereſſen des Landes zerrütten. Die jungen
Franzoſen ſeien zu heroiſchen Opfern bereit, aber das Leben
in der Kaſerne widerſtehe ihnen. Beifall auf der äußerſten
Linken, Lärm im Zentrum und auf der Rechten.) Das Aus-
land ſähe in dem Geſetzentwurf eine Herausforde-
rung. (Zwiſchenrufe.) Redner warf den Generälen vor, daß
ſie bei ihren Beſchlüſſen an ihr perſönliches Jntereſſe
dächten. Der Redner meinte weiter, man dürfe die Tragweite
der deutſchem Maßnahmen für Frankreich nicht überſchätzen,
denn Deutſchland hätte auch gegen den Panſlavismus Front
zu machen. Außerdem wäre die Lage Oeſterreich-Ungarns und
Jtaliens nicht beruhigend für Deutſchland. Chautemps betonte
weiter, das deutſche Volk ſei ebenſo friedlich wie
das franzöſiſche. Man brauche keinen plötzlichen An-
griff von Deutſchland zu befürchten. Unter großem Tumult
beendete Chautemps ſeine Rede. Hierauf wurde die Diskuſſion
vertagt.

Antimilitariſtiſche Kundgebungen gegen die Wiedereinfüh-
rung der dreijährigen Dienſtzeit wurden am letzten Sonntage
wiederum in einer Reihe franzöſiſcher Städte veranſtaltet, ſo
in Bayonne, Lyon, Bordeaux, Lille und Marſeille. Die Polizei
hatte überall umfaſſende Maßnahmen ergriffen, trotzdem kam

es nirgends zu Zuwiſchenfällen. Be zeichnenderweiſe war
nirgends aktives Militär „zur Aufrechterhaltung der Ordnung“
zugezogen worden.

Oeſterreich-Angarn.
Der Prozeß Lukacz-Déſy. Der Prozeß des ungariſchen

Miniſterpräſidenten Lukacz gegen den geweſenen Staatsſekre-
tär Déſy hat nun ſein Ende erreicht, wenn auch das Urteil des
Gerichtshofes noch auf wenige Stunden ausſtändig iſt. Die
Königliche Tafel kaſſierte als Gerichtshof zweiter Jnſtanz das
erſtrichterliche Urteil und räumte die Beweisführung dem An
geklagten ein. Nun wurde bei der nochmaligen Vernehmung
volles Licht in das bisherige Dunkel gebracht. Dem Ange-
klagten Déſy, der den Miniſterpräſidenten Lukacz den größten
Panamiſten der Welt genannt und ihn beſchuldigt hatte,
Rieſenſummen, die dem Staat gehörten, zu Wahlzwecken ver
wendet zu haben, gelang die Beweisführung voll-
kommen.

Die höchſten Staatswürdenträger, geweſene Miniſter aktive
Staatsſekretäre und hohe Staatsbeamte wie auch die leitenden

Direktoren der größten Finanzinſtitute mußten trotz ihrer
zurückhaltenden Ausſagen dennoch eingeſtehen, daß die Anklage
des Staatsſekretärs nur zu berechtigt ſei, und mit jedem Tage
der intereſſanten Verhandlung, mit jeder Zeugenausſage häufte
ſich der Schmutz gegen den aktiven Miniſterpräſidenten
Ungarns.
Der Panamaprozeß zeigte durch die Beweisführung die

Korruption der Regierung und deren Anhänger bis in das
intimſte und allergeheimſte Gebiet der aktuellen Politik. Daß
dieſer Prozeß das Jntereſſe des Landes wachrufen mußte,
ſtand außer Zweifel aber daß die Beweisführung ſo über alle
Maßen gelingen werde, daß der Gerichtshof der Verteidigung
unbeſchränkten Spielraum gewähren würde, daran wagte vor-
her niemand zu glauben. Nun iſt es zur Genüge bewieſen, daß
der Miniſterpräſident zu ſeiner Bereicherung direkt Geſchäfte
mit dem Staate abſchloß, daß er von Finanzinſtituten, die
Verträge mit dem Staat abſchloſſen, Rieſenſummen entgegen-
nahm, die jedoch nur zum Teil der Kaſſe der Regierungspartei
zur Propaganda bei den Reichstagswahlen zugeführt wurden.

Und trotz alledem überraſchten die Ausſagen der Zeugen, die
das Panama des Miniſterpräſidenten bekräftigten und nach-
wieſen, niemand im ganzen Lande; gab es doch keinen einzigen
Menſchen, der bezweifelte, daß die Regierung Lukacz die
korrumpierteſte aller Regierungen ſei.

Nun, mag das Urteil am Dienstag (heute) ſo oder ſo lauten:
ändern kann es die Sachlage nicht. Gleichviel, ob Déſy viel-
leicht trotz der gelungene Beweisführung zu einer gelinden
Strafe verurteilt oder freigeſprochen wird, Lukacz iſt ge-
richt et, ſein Regime wird nun ein Ende nehmen müſſen.
Dieſer Prozeß wird aber auch einen allgemeinen Ekel vor der
Politik der gegenwärtigen Regierung auslöſen. Panamas gab
oder gibt es wohl in jedem Lande der Giftzahn des Kapi-
talismus wagt ſich auf das politiſche Terrain aller Länder
jedoch iſt bisher Ungarn das einzige Land, in welchem öffentlich
vor aller Welt das Panama unter Eid eingeſtanden wurde.

Die Erlaubnis des Königs, daß der geweſene Unterrichts-
miniſter Zichy, ſeines Amtseides enthoben, frei ausſagen
durfte, ruft den Anſchein hervor, daß die Stellung Lukacz nun
auch nach oben hin erſchüttert iſt, und die Berufung des Juſtiz-
miniſters und Lukacz ſelbſt nach Wien läßt mit Beſtimmtheit
ſag eben daß die Tage der Regierung Lukacz-Tisza gezählt
ind.

Ein weiteres Ergebnis dieſes Prozeſſes wird jedoch die Ver-
nichtung der gegenwärtigen Regierungspartei ſein. Jn dem
Prozeß wurde bewieſen, daß dieſe Majorität mit Rieſenſummen
erkauft wurde, daß es einzelne Bezirke im Lande gab, in
welchen die Beſtechungen der Wähler 500 000, ja 700 000 Kronen
koſteten. Unter dieſem Eindruck muß die Partei, die derart
zuſtande kam und die die eigentliche Trägerin der gegen-
wärtigen Politik iſt, zuſammenbrechen. Treibt alſo der Aus-
gang dieſes Prozeſſes dahin, der Korruption im Lande
Schranken zu ſetzen, dann kann bei dem Sturze der Regierung
ſich dieſe Regierungspartei nicht weiter halten; ſie muß gleich
zeitig mit der Regierung verſchwinden.

Der Deéeſy-Prozeß hat ſeine Aufgabe erfüllt. Mag nun der
Rücktritt Lukacz ſoofrt oder auch erſt im Herbſte dieſes Jahres
erfolgen: die geſamte öffentliche Meinung wird dies immer
nur als eine Folge des jetzigen Prozeſſes erachten. Der Prozeß
allein iſt es, der die feſte Poſition des Kabinetts Lukacz end
gültig erſchütterte. Das Urteil wird am Dienstag (heute)
nachmittag veröffentlicht werden.

Eine gepfefferte Jnterpellation. Unſer öſterreichiſches Partei-
blatt, die Gleichheit in Wiener-Neuſtadt, iſt wegen einiger
harmloſer Sätze konfisziert worden, die in dem bürgerlichen
Volkswirt in Wien und in einer Anzahl Parteiblätter unge-
ſtört erſchienen ſind. Nun hat im öſterreichiſchen Parlament
unſer Genoſſe Pernerſtorffer eine Jnterpellation eingebracht,
in der der Juſtizminiſter wörtlich gefragt wird: „Schämen
Sie ſich nicht, daß ſich unter Jhrer Verantwortung ein
Beamter ſtrafl ſo frech an den Rechten der Staatsbürger
vergreifen darf?“

Rußland.
Spionitis. Jn zahlreichen Garniſonorten ſind Verhaftungen

wegen Spionage, die gegenwärtig in Oeſterreich und Ruß-
land wie eine Seuche zu graſſieren ſcheint, vorgenommen wor-
den. Auch im Kriegsminiſterium hat man unter dem
dringenden Verdachte der Spionage mehrere Kanzleibeamte
verhaftet,

Gewerkſchaftliches.
Metallarbeiterſtreik in Stuttgart.

Nachdem bereits am Sonnabend die Arbeiter der Werkzeug-
abteilung der Firma Robert Boſch in Stuttgart die Arbeit
niedergelegt hatten, iſt am Montage ihrem Beiſpiele eine wei-
tere Abteilung aus dem Grunde gefolgt, weil mehrere Arbeiter
gemaßregelt worden waren. Da nunmehr durch die Einſtellung
der Arbeit in zwei wichtigen Betriebszweigen „der geſamte Be-s gtrieb in Frage geſtellt“ worden iſt, hat die Firma, einer Wolff-
meldung zufolge, den Geſamtbetrieb geſchloſſen. Es kommen
im ganzen ungefähr 4000 Arbeiter in Betracht

Allerlei.
Der Wirbelſturm in Württemberg.

Das Städtchen Plochingen, das am Sonntkage durch
einen Wirbelſturm zum Teil verwüſtet worden iſt, bietet ein
Bild grauenhafter Zerſtörung. Der Bahnhof und das ganze
Städtchen ſehen wie nach einer Beſchießung aus. Signalmaſten
wurden wie Halme gebogen und eiſerne Stüßtzbalken geknickt.
Die Bahnſteige auf dem Bahnhofe waren von Reiſenden ſtark
beſetzt, die ſich ſchreiend in die Unterführungen flüchteten.
Frauen und Kinder wurden zu Boden geworfen, ein Knabe
wurde unter den Trümmern begraben, konnte aber geborgen
werden. Mehrere Dutzend Eiſenbahnwagen, die zum Teil ein
Eigengewicht von 30 Tonnen haben, ſowie ſchwere Möbelwagen
wurden umgeworfen. Etwa 30 Perſonen wurden durch
Glasſplitter leicht verletzt. Das Johanniterhaus wurde ſehr
ſchwer von dem Sturme betroffen. Die ganze Baracke hinter
dem Krankenhauſe wurde mit den Kranken weggeweht. Zwei
Kranke wurden etwa 20 Meter weit geſchleudert. Es iſt geradezu
ein Wunder, daß ſie, abgeſehen von einigen leichteren Ver-
letzungen, ohne Schaden davonkamen. Die Regierung wird
eine Hilfsaktion zur Unterſtützung der Geſchädigten in die
Wege leiten, da es für derartige Kataſtrophen keine Verſiche-
rungsdeckung gibt.

Ein furchtbares Unwetter, das Sonntag abend
über dem weſtlichen Taunus niedergegangen iſt, hat namentlich
in der Gegend von Selbach und Engenhahn großen Schaden
angerichtet. Hagelkörner bedeckten den Erdboden bis zu 10
Zentimeter Höhe. Der Blitz hat mehrfach eingeſchlagen. Jn
den Wäldern in der Umgebung des Feldberges ſind Hunderte

von Bäumen entwurzelt worden.

Die Bluthunde des Zaren.
Ein Blutbad, das ſich an Grauſamkeit mit dem berüchtigten

Gemetzel in den Lenagoldwäſchereien würdig an die Seite ſtellt,
hat ſich in einem Dorfe des Bezirkes Jadrinsk (Gouvernement
Kaſan) ereignet. Die Bewohner des Dorfes waren untereinander
in Streitigkeiten über die Verteilung der Gemeindeämter geraten.
Daraufhin entſandten die Behörden 30 Gendarmen in das
Dorf, um eine Verteilung des Grund und Bodens vorzunehmen.
Die Bauern rotteten ſich auf der Dorfwieſe zuſammen um den
anrückenden Gendarmen Widerſtand zu leiſten. Während die
Mehrzahl der Gendarmen ſich etwa 200 Schritte von dem Platze
poſtierte, begaben ſich drei von ihn zu den Bauern und forder-
ten ſie auf, ſich zu zerſtreuen. Da die Bauern dieſer Aufforde-
rung nicht Folge leiſteten, gaben die Gendarmen ihren Kame-
raden ein Signal, die nunmehr herbeiſprengten und unverzüg-
lich ein Salvenfeuer auf die Bauern eröffneten.
Sechs Perſonen, unter ihnen eine Frau, wurden auf
ver Stelle getötet und fünf Bauern ſchwer ver-
wundet Dann zogen die Gendarmen die Säbel und ritten

voller Karriere in die flüchtende Menge, auf die ſie ohne
Gnade und Barmherzigkeit einhieben. Dabei erlitten abermals
fünf Bauern durch Säbelhiebe zum Teil tödliche Ver
letzungen.

Ein Mädchen lebend eingemauert!
Ein furchtbares, in ſeinen Einzelheiten wie ein Abſchnitt aus

einem Kolportageroman anmutendes Verbrechen hat ſich in der
Umgebung von Barcelona abgeſpielt. Wie gemeldet wird,
überfielen mehrere unbekannte, elegant gekleidete Männer einen
Maurer auf der Straße, verbanden ihm die Augen, ſchleppten ihn
in ein Automobil und fuhren mit ihm nach einem Hauſe, das ihm
völlig unbekannt war. Jn einem vornehm eingerichteten Zimmer
wurde ihm die Binde von den Augen genommen und man zwang
ihn mit vorgehaltenem Revolver, ein junges, ſchönes
Mädchen im Alter von 18 Jahren in die Ecke des
Zimmers einzumauern. Nach Vollendung der grauenvollen
Arbeit drückte man ihm eine größere Summe Geldes in
die Hand, verband ihm wiederum die Augen, nahm ihn in das
Automobil und ſetzte ihn weit weg von der Stadt auf einer ein
ſamen Landſtraße aus. Die Polizei fahndet eifrig nach dem Hauſe,
in dem ſich das Verbrechen abgeſpielt haben ſoll.

Der Hauptmann als Mörder.
Der unter mehrfachem Mordverdacht verhaftete Hauptmann der

Madrider Kriegsſchule Sanchez wurde dem militäriſchen Unter-
ſuchungsrichter vorgeführt und einem eingehenden Verhör unter-
zogen, in dem die Verdachtsmomente immer mehr an Kraft ge-
wannen. Nach einer äußerſt bewegten Konfrontation mit ſeiner
Töchter Maria Lniſe, die der Beihilfe bezichtigt wird, geſtand
der Hauptmann, daß er der Urheber des Verbrechens ſei,
das er im Verein mit ſeiner Tochter an dem Madrider Bürger
Jalon verübt. habe.

Eiſenbahnzuſammenſtoß in Belgien.
Am Montag nachmittag iſt auf der Station Dilbeek, in der

Nähe von Gent, der Perſonenzug Brüſſel--Courtrai mit einer
Maſchine zuſammengeſtoßen. f
Teil ſchwer, verletzt worden. Der MittagsPerſonenzug
war vollſtändig mit Gewerbetreibenden und Arbeitern beſetzt.
Durch die Wucht des Zuſammenſtoßes wurde eine ganze Reihe
Wagen dritter Klaſſe zertrümmert. Die Verletzungen von
über 30 Perſonen beſtehen aus Arm- und Beinbrüchen.
Auch die beiden Lokomotivführer zählen zu den Verwundeten.

Opfer der Arbeit.
Auf der Sophienhütte in Wetzlar drang in eine Gebläſe-

maſchine, die ausgebeſſert wurde, giftiges Gas ein, wodurch
dieſe brach. Drei Arbeiter wurden tödlich verletzt. Sie ſind
bald darauf geſtorben. Ein Obermeiſter wurde leicht ver
letzt

Humor und Satire.
Epilog.

Wieder ſtehn ſie vor der Urne,
Bauch hinein und Bruſt heraus.
Preußens ſtramme Schickſalsnurne
Teilt den Stimmenzettel aus.

Nach bekannter indirekter
Untertanenſchnelldreſſur.
„Hände hoch!“ Der Gutsinſpektor
Wetzt die Schere ſchon zur Schur.

„Stimmt's?“ Er ſchwingt die lange Peitſche.
„König, Gott und Vaterland!“
Wählbar iſt ein jeder Deutſche,
Und gewählt wird Heydebrand.
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Von der Weichſel bis zur Elbe
Steht die Zeit ſeit langem ſtill,
Und die Dummheit bleibt dieſelbe,
Weil der liebe Gott es will.

Troſtlos leuchtet über Blinden
Seine Sonne fort und fort.
Luſtig flattert in den Winden
Ein zerfetztes Königswort.

(Edgar Steiger im Simpliziſſimus.)

Preußiſche Landtagswahlen. Durch tatkräftiges Eintreten des
Herrn Vordellwirtes Knülecke, Wähler 1. Klaſſe, wurde
unſer konſervativer Kandidat wiedergewählt. Die Erinnerung an
das Jahr 1813 hätte nicht würdiger gefeiert werden können. Es
gab dann noch im Hauſe des Herrn Knülecke eine kleine intime
Feier.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottlieb Kasparek. Verleger und für die
Anzeigen verantwortlich Alfred Jähni g. Sämtlich in Halle.
Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.).
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t Porzellan StückGa. 5000 Bierdecher 100 Kaffee servlce, e 95Stück 7 e ff. dekoriert 2.95 1
Ga. 4000 Welngläser, Sperzial- 1 z

Kristall, mit Kante 18, glatt Pf.
a. 200 Waseh Serviee, gwoe z

6a. 2000 DNronenpressen
mod. Porm, ſ. dekor.tück 6 n e 4000 Ohortassen, weiss e 3 pe

bunt Stüc6a, 460 Aquarlen, gros 95 78 3 3 a. 1700 braune Einmachetöpſe,
alle Grössen am Lager.

a. 2500 arten aianetag m 39 x zu. u 2rNen Binhoengiäser
u nenfreang kompl. mit Drahtbügel6a. 5000 Wenn weisses Glas

r

1/4 1/2 84 1 13/2 2 21/2 3 4 5Lir. U 1 2 Liter

Kurzwaren und Besätze.
I Posten Damen-Strumpfhalter 39 pe

aus gutem Rüschenband12 Paar SehnürsenkKel, Eisen- 39

garn, 100 em lang Pf.10 Mtr. Mohafr-Besenlitze, schwarz, 39 Pf.

4 Dutzend Druckknöpfo mit 39 e
Sparkupons,.

l Posten Tüllspitzen, weiss und 39

Sern 3 Meter Pf.1 Riesenpost. Spachtel-u. r 39
sàtze, weib, ecru, elfenbein, IMtr Pf.1 Posten 3pachtel Einsatz u. 39
Spitzre, schwarz u. weiss, Mtr. Pf.

I Posten Spachtel-Galons, weib, 39
elfenbein, ecru 43, Meter Pf.1Restpost. Metall Finsäitze er
m. farbig, gestickt Wert 1.25 P

Ein Post. Rucksäckem. Lederriem. 39 Pf.
Ein Posten Damen-Handtasehen,

moderne Form. Pf.Ein Post. Vnien-Lackledergürtel 39

sonst 75. jetzt Pf.Ein Riesenposten Herren und 39
Knaben Mützen

Ein Posten Gravüren (Kunstblätter)
berühmtar, alter Meister 39
sonst 1.25 jetzt Stück PFEin Posten Postxarten- Aldums 39 Pf.

Ein Posten Knaben-schürzen 39 e
mit Tasche und BildEin Post. Schuhereme, gute Qual. 39

2 Dosen 1 Pfd. Pf.
Ein Posten Pollertücher, 4 Stck. 39 Pf.
Ein Riesenposten pa. Blumenfett- 39

solfe Karton 3 Stück Pf.Ein Posten Nusshbaumsselfe, 2 Stck. 39 Pf.

Ein Riesenposten seidene Regattes u.
Binder, elegante neue Muster,

Schluß- Verkauf
D Pfg. Tage

Damenblusenkragen, ecru und
weiss, Rips m. blauem Rand,

Blusenkragen, ecru m. weissem
Puturistenbesatz,

8pachtelkragen, runde Form,
ſstickerelbdlusenkragen, neue

Form. jetzt P.

ſen. 6000 Bulearen- u. Stchereltragen,

Tülljabots, plissiert,
Blaue Matrosen Garnituren,
Kleler Knoten, schwarz Satin,

mit u. ohne Schriftband,
Ein Posten Gollarets, z. Aus-guehen 2 Stüel Pf.

Ein Riesenposten Haussehürzen
mit Volant und Tasche, reich 68
garn., extraweit, jetzt 1.25 95 Pf.

Ein Rlesenposten Emplre Schürzen,
gestreifte Siamosen modern 1*

gerniert jetzt
Ca. 500 Stück Blusen Sehürzen

aus gestr. Siamosen, mit Schoss-
garnit., mod. garn., jotat 1.65 1.45

xin Riesenposten Blusenschürzen,

blau-weiss getupft, mit markiert. 1

Sohoss jetzt
Ein grosser Poston Knaben Sehürzen,

Schürzen!!
Sensationell billiges Extra- Angebot

Dur In der ersten Etage auf Extra-Tischen ausgelegt. I
e2. i00g Kinterteiten Bänger

in hell und dunkeljetzt 1.65 1.45 1.25 95 Pf.

Ein Restposten welsss Kinder-
Schürzenm. Stickerei, jetzt 95

75

Ein Rlesenposten Tee-Sehürzen,
weiss, mit Stickerei 95 P.

Ein
8sehürzen

Posten elegante 3uokere

Ein Posten Splol- Anzüge in ver-
schiedenen Grössen i 95 re

57 091 10 22938 82 29 395 z 20 50 Wert ca. das Dreifache, 39
zum Aussuchen

Eimer
letzte Neuheit, mit Schaufel u.

r

Ca. 2000 Russenkittel in verseh. 3
usführungen jetzt 1.25 P

und ohne e es 296 2 45
NUSSBAUII.

1404 e h ä 1.55
vVeretatttartel In
Nàohsten Froitag, den G. Juni, abends 8 Uhr

h Voſtkeparkk““, Burgstrasse 27

Sitzung m m
Tagesordnung:

1. Eingänge und Mitteilungen.
2. Bericht u. Neuwahl der Vertreter im Bildungs-

Ausſchuß.
3. Bericht, Anträge und Neuwahl der Vertreter in

der Jugendkommiſſion.
4. Bericht von der Bezirkskonferenz der Gewerk-

ſchaftskartelle in Sangerhauſen und Stellung-
nahme zu den Beſchlüſſen dieſer.

5. Verſchiedenes.
zahlreiches und pünktliches Erſcheinen der Delegierten bittet

Der Vorstand.Fanny Düenburg Um

(eingetr. Genoſſenſchaft mit beſchr. Haftpflicht).

Awerordentl. Generalverſammlung

am Donnerstag, den 5. Juni, abends 8 Uhr, im Tivoli.
Tagesordnung:

1. r der Verwaltung auf Errichtung einer weiteren Ver
kaufsſtelle.

2. Verſchiedenes.
eingehen dieſer Verſammlung ſind die verehrten Mitglieder wößtichn

el
Der Vorſtand Schmidt. Burckhardt.

Achtung! Florabadh (Pulverweiden).
Heute, s S 3. Juni, abends 7 Uhr,

grosses Strand- Konzert
der Halieschen Bergkapelle (Dir. Kallenberg'.

r Eintritt frei. W 1406

v h 000 00 00000 000 00
m Peissnitx.

Sonnabend, 7. Juni 1913, abends 8*, Uhr

I. Volks Konzert
des gesamten Stadttheater Orchesters.

Leitung: Kapellmeister Heinrich Laber.
Bin trittskarten à 20 Pfennig für jeder-

mann. Vorverkauf in den Hofmusikalien Handlungen
Heinr. Hothan und Reinhold Koch, im Peissenitz-Reetaurant,
und im Arbeiter Sekretariat.

T

Restaurant ensofort u Verpachten.
Offerten unter B. G. 9225 an Rudolf Wosse, Halle. [751

Mapdlharte NUne,-kuopas

Preis 50 Pfg. Nach auswärts Porto zuzüglich.
Jeder Zeitungsleſer, jeder Politiker iſt Käufer dieſer Karte.

Größe 100575 em. Zuſammenlegbar.
Beſtellungen nehmen entgegen alle Austräger und die

Volkshbuehhandlung, Halle a. S., Harz 42/43.

Rausarbeiterinnen
pinnor, GeiſtraßeHeilbrun Pinner,

Die ſeit Jahren in iomtermanzgeia, Helbra und Mansſeld
beſtehende Agentur einer großen, erſtklaſſi Se

Feuerversicherungs Gesellschaft
Reflektanten belieben ihre Offerte unter H. 52834 durch die

ſoll alsbald anderweitig beſetzt werden.

Annoncen Expedition von Haasenstein Vogler, A. G.
Magdeburg, einzureichen. 754Kowſumperein zu Merſehurgu Im

Allen
*746

Die aus Ka We utkerſtelle iſt beſetzt.
Bewerbern beſten Dank.

Die Verwaltung.

Richard Flemming,
alle a. S., Schmeerſtraße 22.welage ſag eilftraße 129

J gnſtraßg
nſtaGroße chet tat Preiſe!

Restaurant
mit Jnventar ſof. ver hten,Offerten unter B. H anRudolf Mosse, e

Wohnungs Anzeigen
Schlafſtelle, f. möbl., für 1 bis
erren, zu verm. Da ittagstiſch. 1399 Friedrichſtraße 6.

Arbeitsmarkt
3-5 tüchtige Steinsetzer
werden ſofort bei hohem gen
angenommen beim Straßenbau

wiſchen *756Gross- Da m. Fenxenaitz,

Friſt Packmädchen
bei hohem Lohn ſtellt ein

55 agelſabrik Diemitz.
Mehrere tüchtige

Terrazzo arbeiter (Stampfen)

*747 werden eingeſtellt.

Pötzel Kerstan,
Weissenſels, Wieſenſtraße 20.

c z tuentige
Wagen- Monteure

für ſtändige Montagen
soſort gesueht.

J. Meistring,S Sangerhausen 9

rennlishbälle
S bestes deutsches Fabrikat.

C. F. Rer,

Allerbeste, Kurz gepflückte
tbhe Kamlllen

kauft jederzeit 1345
Teefahrik, r
Möbelausſtattungen

D billig l200, 300, 450, 500, 600 3000 Mk.,
in großer Auswahl ſtets am Lager.

n x Anhau es vanattung gebe ein großes Paneel-brett e grat e. 358

Custhof anUmsatz,
ſolort Brauerei z. e ten.erten unter B. E. 9223 anRudolf Messe, Halie. *749

Restaurant
mit Jnventar, konzeſſions e
ſofort zu ver gqten.unter B. F. 9224 an ar
Mosse, Male. *750

Aufpolstern L atteſen
2 in u. außer dem Hauſe gu

billig, ſauber u. haltbar. 696
Sehart, Dieskauerſtr. 13.ßöticker Waren S

P. Horlebeck, Kleine Ulri
graße 1/2 und Dachritzſtrase

Knahbatimarken.

Prische Knlckeler
vwillig. VI

Eier Groß Geſchäft,
Talamktstr. 7.

Sbenial

ü dAeltere Frau gen
t. Bewerberinnen wollen 3bat igſt melden.

einrieh Przibylla,Markröhlitze b. Weißenfels (S.).

ohne Vis, 15 Pfg.
b. F. Aer,
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Beilage zum Volksblatt.
Ne. 128 Halle (Saale), Mittwoch den 4. Juni 1913 24. Jahrg.

Entſpannung im Balkanbunde?
Die Zuſammenkunft zwiſchen Geſchow, dem bulgariſchen,

und Paſchitſch, dem ſerbiſchen Miniſterpräſidenten, hat am
Sonntag abend in dem ſerbiſchen Grenzdorfe Sukowo ſtattge-
funden. Man einigte ſich „prinzipiell“, daß die Miniſterpräſi-
denten der vier verbündeten Staaten zuſammentreten ſollen,
um zu verſuchen, zu einem Einvernehmen über alle die
Verbündeten berührenden Fragen zu gelangen. Jn Bel-
grad hat die Nachricht über Erzielung eines Einvernehmens
zwiſchen Paſchitſch und Geſchow in politiſchen Kreiſen den gün
ſtigſten Eindruck hervorgerufen, da man darin eine weſentliche
Verſtärkung der Hoffnung auf eine friedliche Beilegung
des ſchwebenden Konfliktes erblickt. Wie verlautet, wird die
Zuſammenkunft der vier Miniſterpräſidenten in Saloniki oder
Belgrad erfolgen.

Verſchärfung der griechiſch- bulgariſchen Spannung?

Wien, 2. Juni. Der Politiſchen Korreſpondenz wird aus
Saloniki geſchrieben: Die Lage wird als ſehr ernſt be-
trachtet. Es verlautet, daß die Griechen ihre Forderung
nach der Räumung des Pangäon, ſowie der Gebiete von Serres
und Drama aufrechterhalten, daß aber die Bulgaren ebenſo
entſchieden auf ihren Forderungen beſtehen. Die Nachricht,
daß die 7. Diviſion von den Bulgaren abgeſchnitten ſei, wird
von griechiſcher Seite als falſch bezeichnet. Dagegen bewahr-
heitet es ſich, daß die Griechen ſich auch von Likowan zurück-
gezogen haben. Die Behörden haben die Abreiſe aller ehe
maliger ottomaniſchen Staatsangehörigen, ſowie der griechi-
ſchen Staatsangehörigen im Alter bis zu 50 Jahren unterſagt.
Die Depeſchenzenſur iſt verſchärft worden.

Nachleſe auf der Friedenskonferenz.
London, 2. Juni. Wie das Reuterſche Bureau erfährt,

haben auf ihrer heutigen Konferenz die Delegierten der Türkei
und der verbündeten Balkanſtaaten erörtert, welches Vorgehen
bei der Abfaſſung der Protokolle, die dem Vertrage anzufügen
ſind, einzuſchlagen ſein wird, und beſchloſſen, dieſe Abfaſſung
einer Kommiſſion zu übertragen, die am Mittwoch zuſammen-
treten wird. Die Konferenz wird wahrſcheinlich am Donners-
tag wieder zuſammenkommen.

Konſtantinopel, 3. Juni. Jn Gemäßheit einer in
Artikel 2 der Friedenspräliminarien erfolgten Abänderung
wird die türkiſch-bulgariſche Grenzlinie Midia-Envos von einer
internationalen Kommiſſion feſtgeſetzt werden. Die Wieder-
herſtellung der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen der Türkei
und Bulgarien gilt für unmittelbar bevorſtehend.

Bundestag der Arbeiterturner.
Der elfte ordentliche Bundesturntag des Ar-beiterturner- Bundes tagte vom 25. bis 29. Mai in

Mannheim. Er war von 124 Delegierten, 28 Kreisver-
tretern und Turnwarten beſchickt. Außerdem waren befreun-
dete Organiſationen vertreten: der öſterreichiſche Turnerbund,
der ſchweizeriſche Grütli-Turnerbund, die Zentralkommiſſion
für Sport und Körperpflege, die Zentralſtelle der Arbeiter-
jugend, der Arbeiterradfahrer-Bund, der Arbeiterſchwimmer-
Bund und der Arbeiter-Athletenbund.

Den Geſchäftsbericht gab Bundesvorſitzender Har-
niſch-Leipzig, der auf den gedruckten Bericht verwies, von
dem die Preſſe bereits einen Auszug brachte. Jn der Berichts-
zeit hatte der Bund eine Zunahme von 416 Vereinen mit 29 810
Mitgliedern zu verzeichnen. Er zählte am Schluſſe 1912 183 383
Vereinsangehörige über 14 Jahre. Harniſch beſprach die
Gründung der Zentralſtelle für Sport und Körperpflege. Die
Zentralkommiſſion ſetzt ſich aus je einem Vertreter der Ar-
beiterſportvereine zuſammen. Der Arbeiterturnerbund iſt auch
im Arbeitsausſchuß vertreten. Die Hauptaufgabe der Kom-
miſſion ſolle ſein, agitatoriſch zu wirken. Redner iſt der An
ſicht, daß die kleineren Vereine ſich zu größeren zuſammen-
ſchließen ſollten. Die Schwimmer und Athleten könnten ſich
ſehr gut dem Turnerbund anſchließen. Zum Schluſſe ſeiner
Ausführungen betonte Harniſch, die Tätigkeit des Vorſtandes
ſei eine ſehr reichhaltige geweſen. Der Vorſtand habe getan,
was in ſeinen Kräften ſtand.

Die Debatte über den Bericht, in der ſich die Delegierten
mit der Tätigkeit des Vorſtandes einverſtanden erklärten,
endete mit Annahme von Anträgen, die wünſchen, daß der Vor-
ſtand der Agitation erhöhte Aufmerkſamkeit ſchenkt und bei
dringenden Fällen Referenten koſtenlos zu Agitationsverſamm-
lungen den Kreiſen ſtellt. Die An- und Abmeldung der Un-
fälle hat ſowohl an den Bezirk wie an den Bund zu erfolgen.
Für die Bundesmitgliedskarte iſt ein Mitgliedsbuch mit Bei-
tragsrubriken und Bundesſtatut herauszugeben. Es muß bis
zum 1. Januar 1916 eingeführt werden.

Den Bericht der Redaktion erſtattete Wildung-
Leipzig. Das Preſſeweſen des Bundes hat durch die Beſchlüſſe
des letzten Bundestages eine weſentliche Erweiterung erfahren.
Die Moderne Körperkultur wurde neu geſchaffen und liegt in
zwei Jahrgängen vor. Sie hat eine gute Aufnahme gefunden.
Die Auflage der Arbeiterturnzeitung beträgt rund 120 000
Exemplare, der Freien Turnerin 16000 und der Modernen
Körperkultur 17 000. Eine Aenderung in der Tendenz der Ar-
beiterturnzeitung ſei nicht eingetreten.

Jn der Dis kuſſion über dieſen Bericht wurden Anträge
begründet, die den Vorſtand beauftragt haben wollen, die Tur-
nerinnen-Bewegung in den Tageszeitungen, in der Gleichheit
und in den Blättern derjenigen Gewerkſchaften zu propagieren,
die Frauen zu ihren Mitgliedern zählen. Die Arbeiterturn-
zeitung ſoll vierzehntägig, die Freie Turnerin und die Moderne
Körperkultur vierwöchentlich erſcheinen. Dieſe Anträge fanden
Annahme.

Ueber das Bundes geſchäft konnten die Geſchäftsführer
Diettrich und Backhaus berichten, daß ſich der Umſatz
des Geſchäftes fortwährend ſteigert. Er betrug 1910 135 354
Marxk, 1912 aber 358 597 Mk. Der Umſatz könnte aber noch
größer ſein, wenn die Vereine alle Waren im eigenen Geſchäft
kaufen würden. Das Bundesgeſchäft erzielte einen Reinge-
winn von 30 414 Mk. Daß das Geſamtvermögen des Bundes
in den letzten Jahren ganz gewaltig in die Höhe ging, iſt dem
Ergebnis des Bundesgeſchäftes zuzuſchreiben. Die Bundes-
verwaltung beantragt, ihr die Ermächtigung zu erteilen, eine
andere geeignete Rechtsgrundlage zu ſchaffen.

Nach längerer Debatte wurde dieſer Antrag mit großer
Mehrheit angenommen. Ein Antrag, das Bundesgeſchäft von
der Bundesverwaltung vollſtändig zu trennen, wurde gegen
eine große Mehrheit abgelehnt. Beſchloſſen wurde, daß Bundes
angeſtellte, außer den beſoldeten Vorſtandsmitgliedern, keinem
Bundesverwaltungskörper angehören dürfen.

Eine der wichtigſten Aufgaben des Bundestages war die
Stellungnahme des Bundes zu Sport und Spiel zu präzi-
ſieren. Drei Referenten behandelten dieſes Thema. Sie er-
klärten ſich alle für die Pflege von Sport und Spiel innerhalb

des Bundes. Die Beſchränkung eines Vereins nur auf ein
Spiel, Fußball, Schlagball uſw. oder nur auf eine einzelne
ſportliche Betätigung, nur Gehen, nur Laufen uſw. ſei jedoch
einſeitig und infolgedeſſen ungeeignet, dem Körper harmoniſch
zu erziehen. Jm Gegenteil r jede Einſeitigkeit gar leicht
z geſundheitsſchädlichen und körperverbildenden Uebertrei-

ungen.
Aus dieſen Erwägungen heraus legten die Referenten eine

Reſolution vor, die ſie eingehend begründeten und in der es
heißt: die Aufnahme von ſpiel- und ſportlichen Uebungen in
den Turnbetrieb der Vereine iſt mit allen Kräften zu erſtreben.
Jn den Kreiſen und Bezirken ſollen beſondere Spielleiter ge-
wählt und Spielausſchüſſe gebildet werden. Wo irgend die
Möglichkeit hierzu beſteht, müſſen ſich die Vereine Spielplätze
anlegen; wo mehrere Vereine nahe beieinander liegen, emp-
fiehlt ſich die Schaffung eines gemeinſamen Spielplatzes. Be-
ſtehende Spiel- und Sportvereine, die Aufnahme in den Bund
ſuchen, ſollen dazu angehalten werden, ſich den beſtehenden
Bundesvereinen als Abteilungen anzuſchließen. Pflicht aller
Bundesmitglieder iſt es, mit allen Kräften dafür Sorge zu
tragen, daß die Arbeiterturn- und Sportbewegung in den ein-
zelnen Orten einig und geſchloſſen auftritt.

Der dritte Referent hatte das Unterthema Arbeiter-
ſport und Preſſe erörtert. Der Arbeiterſport müſſe mehr
öffentlich propagiert, es müſſe gefordert werden, daß die Ar-
beiterpreſſe dieſer Bewegung gerecht wird. Der Redner be-
gründete im weiteren einen Antrag der Bundesverwaltung,
vom 1. Juli 1913 ab eine beſondere Zeitung, Jugend und Sport
mit vierzehntägigem Erſcheinen herauszugeben. Bei Annahme
dieſes Antrages ſolle eine Hilfskraft für den Redakteur ange
ſtellt werden.

Ueber die drei Referate wurde zuſammenhängend diskutiert.
Zunächſt nahmen die Vertreter der befreundeten Organiſa-
tionen und der Zentralkommiſſion das Wort. Maſſa-Ber-
lin, der Vertreter der Zentralſtelle für Sport und Körperpflege,
erklärte, die erſte Aufgabe der Kommiſſion ſei geweſen, die
Arbeiterpreſſe mehr für die Bewegung zu gewinnen. Dieſer
Verſuch ſei zum Teil gelungen. Jn den paar Monaten des Be
ſtehens der Zentraltommiſſion hätte natürlich noch nicht allzu
viel geleiſtet werden können. Man dürfe aber verſichert ſein,
daß die Kommiſſion alles tue, was in ihren Kräften ſtehe. Der
Jugendbewegung ſchenke die Kommiſſion beſondere Aufmerk-
ſamkeit. Sie wolle vor allem bei den Arbeitern Aufklärung
ſchaffen, daß dieſe ſich bewußt werden, einem bürgerlichen
Sportverein nicht angehören zu dürfen. Redner präziſiert
gleichzeitig den Standpunkt der Schwimmer. Wenn der Tur-
nerbund Schwimmriegen einführe, ſo käme der Anſchluß ganz
von ſelbſt. Strumpf- Magdeburg erklärte für die Arbeiter
athleten, daß ſie eine Verſchmelzung mit dem Arbeiterturner-
hund mit Freuden begrüßen würden. Die Entwicklung zwinge
ſie, von der Schwerathletik abzugehen und die Leichtathletik
mehr zu pflegen. Redner wünſchte, die Turngenoſſen möchten
die Athelten mehr unterſtützen. Die Delegierten ſtimmten
im allgemeinen den Vorſchlägen der Referenten zu. Einige
Redner äußerten Bedenken gegen die ſtarke Bevorzung von
Sport und Spiel. Die Gründung der Zeitung Jugend und
Sport wurde allgemein begrüßt; dieſes Organ ſolle künſtleriſch
einen hochſtehenden Charakter tragen und 5 Pf. koſten.

Sämtliche Anträge der Bundesverwaltung und die Reſolu-
tion wurden mkt geringen Aenderungen angenommen. An-
nahme fand auch folgender Antrag: Da die moderne Sport-
bewegung ausnahmslos dem hurrapatriotiſchen Jungdeutſch-
landbund angeſchloſſen hat, iſt der Austritt der Arbeiterſportler
aus dieſen Verbänden für die Entſtehung einer Arbeiterſport-
bewegung die notwendige Konſequenz. Dieſe Sportbewegung
kann aber nur lebensfähig bleiben, wenn ſie ſich einem großen
und beſtehenden Verbande, und zwar dem Arbeiteturnerbund,
anſchließt, der ſchon jetzt dieſe Sportgebiete in ſeinem Turnen
zur Einführung gebracht hat.

Beſchloſſen wurde ferner, daß im Jahre 1918 anläßlich des
25jährigen Beſtehens des Bundes ein allgemeines Arbeiter-
turnfeſt in Leipzig ſtattfindet. Dem Vorſtand überwieſen
wurde ferner ein Antrag, dieſer möge zur Gründung eines
internationalen Arbeiterſport- Bundes die vorbereitenden
Schritte übernehmen.

Das Thema: Die Rechtslage im Bund und das
Reichsvereinsgeſetz behandelte Reichstagsabgeordneter
Heine- Berlin. Jn großzügiger Weiſe gab er ein Bild, wie
die Arbeiterturner vom Miniſter bis zum Nachtwächter herab
unterdrückt werden. Das zeige auf der einen Seite eine
kindiſche Angſt, auf der anderen Seite eine affenartige Bos-
heit. Was iſt der Grund dieſes unwürdigen Treibens? Die
Arbeiterturner haben aus eigener Kraft etwas geleiſtet, und
das iſt denen ein Dorn im Auge, die überhaupt keine ſelb-
ſtändige Kulturarbeit des Volkes wollen. Die Selbſtändigkeit
der Arbeiter ſoll unterdrückt werden. Die Gegner behaupten,
die Arbeiterturner betrieben das Turnen nur zum Schein, die
politiſche Betätigung ſei die Hauptſache. Dabei iſt gerade bei
dieſen Vereinen, die dem Turnerbund als politiſchen Verein
denunzieren, die Leibesühung nur ein Feld zur politiſchen Be-
tätigung. Die Deutſche Turnerſchaft und der Jungdeutſchland-
bund treiben Politik im reinſten Sinne des Wortes. Aber noch
nie hat jemand verſucht, ihnen Schwierigkeiten zu machen, die
werden allein den Arbeiterturnern bei ihrer unpolitiſchen
Tätigteit gemacht. Die Frage, ob der Bund politiſch iſt, wird
für Preußen in der nächſten von der höchſten Jnſtanz, dem
Obctverwaltungsgericht, entſchieden. Es iſt kein Zweifel, wie
die Entſcheidung ausfallen wird. Wird der Bund als politiſch
ertlärt, können Jugendliche trotzdem die Turnſtunden beſuchen,
denn Turnübungen ſind keine Verſammlungen. Dieſen Grund-
ſatz hat auch das preußiſche Oherverwaltungsgericht aufgeſtellt.
Turnſtunden fallen alſo nicht unter das Reichsvereinsgeſetz.

Heine gibt in ſeinen weiteren Ausführungen Ratſchläge für
die allgemeine Haltung, die die Vereine einnehmen ſollen, um
den Tücken der Behörden zu entgehen. Es müſſe alles ver-
mieden werden, woraus das Politiſche gefolgert werden könne.
Man habe es mit Gegnern zu tun, denen alle Mittel recht ſeien,
um jede ſelbſtändige Regung der Arbeiter zu unterdrücken.
Zeigen wir, daß wir nicht nur mutiger, ſondern auch klüger als
unſere Gegner ſind. (Lebh. Beifall.)

Am letzten Verhandlungstag ſprach Bundesvorſitzender Ha r-
niſch über: Organiſation. Jn der Debatte wurde auch
die Jugendfrage erörtert. Die Jugend müſſe mehr zum Tur-
nen herangezogen, mit den Jugendausſchüſſen ſolle mehr zu-
ſammen gearbeitet werden. Einige Redner klagten über zu
wenig Entgegenkommen der Jugendausſchüſſe. Wil dung
vom Bundesvorſtand betonte. daß die Bundesverwaltung keinen

Anlaß hätte, über das Verhältnis zur Zentralſtelle der
arbeitenden Jugend zu klagen. Das Verhältnis ſei das denk-

bar beſte. Wenn draußen im Land Differenzen vorkämen, ſo
liege das an einem Mangel gegenſeitiger Verſtändigung. Der
Vertreter der Zentralſtelle der Arbeiterjugend, Scholz-Berlin,
erklärte, die Zentralſtelle bringe dem Arbeiterturnerbund große
Sympathien entgegen. Die körperliche Ausbildung der Jugend
ſolle dem Bund überbleiben, wenn auch die Jugend Wande-
rungen in ihr Programm aufgenommen habe. Die Zentral-
ſtelle ſei der Meinung daß die Jugend körperlich und geiſtig
ausgebildet werden müſſe, ſie wäre immer beſtrebt, mit dem
Arheiterturnerbund zuſammenzuarbeiten

Bei der Statutenberatung wurde beſtimmt, daß zum
Bundesvorſtand der Bundesvorſitzende, ein Bundesturnwart,

ein Redakteur, ein Geſchäftsführer und ein Kaſſierer gehören
ſollen. Die übrigen Redakteure, Turnwarte, Sekretäre uſw.
haben im Vorſtand nur beratende Stimme.

Bei der Wahl wurden die bisherigen Beamten wiedergewählt.
Die Wahl eines Setretärs ſoll der nächſte Bundestag vor
nehmen. Als zweiter Redakteur wurde Kreutzberg-Neu-
kölln gewählt.

Damit waren die Arbeiten des Bundestages erledigt. Der
nächſte tagt 1915 in Deſſau.

Gewerkſchaftliches.
Boykott und S 153 der Gewerbeordnung.

Das Schöffengericht Meißen verurteilt am 28. Mai d. J.
den Bezirksleiter Brödner vom Verband der Brauerei und
Mühlenarbeiter, den Vertrauensmann Auerbach vom gleichen
Verband und den Drucker Haubold zu Gefängnisſtrafen von
drei, vier und einer Woche wegen Vergehens gegen S 153 der
Gewerbeordnung. Der Prozeß iſt die Folge eines Lohnkampfes
gegen die Mühlenfirma A. Beyer in Meißen, welche auf Be-
treiben des Unternehmerverbandes jede Unterhandlung über
die eingereichten Forderungen ablehnte, worauf das Meißener
Gewerkſchaftskartell den Boykott über die Produkte der Firma
verhängte. Um die Abnehmer der Firma hiervon in Kenntnis
zu ſetzen, hatte Brödner zwei Flugblätter verfaßt und Auerbach
zwei Briefe an die Kunden der Firma geſchrieben, durch welche
ein Druck auf die Abnehmer des Beyerſchen Mehles ausgeübt
worden ſein ſoll. Auerbach ſoll ſich auch geſprächsweiſe im
Sinne ſeiner Briefe geäußert haben. Haubold kam als Drucker
der Flugblätter auf die Anklagebank. Die Angeklagten ſtellten
entſchieden in Abrede, daß ſie einen Druck auf die Abnehmer
auszuüben beabſichtigt hätten, ſie wollten ſie nur von der Sach-
lage unterrichten. Das Gericht hielt jedoch alle Angeklagten
für ſchuldig und erkannte auf die obengenannten Skrafen.
Gegen das Urteil ſoll Berufung eingelegt werden. Unter-
nehmer dürfen den ſchlimmſten Terrorismus verüben, ohne
daß ihnen das geringſte geſchieht, Arbeiter aber beſtraft man
für das kleinſte Vergehen gegen den S 153 ſofort mit Ge-
fängnis. Gleiches Recht in Deutſchland.

Um die Arbeitsnachweiſe in der Holzinduſtrie.
Der erfolgreiche Abſchluß der großen Tarifbewegung

im Frühjahr dieſes Jahres hat im Lager des Arbeit,geber“-
ſchutzverbandes für das deutſche Holzgewerbe Mißbehagen aus
gelöſt. Jn einigen Orten, wie Höchſt und Bromberg, ſteht über
haupt die Einigung noch aus, da die Unternehmer dieſer Orte
ſich hartnäckig weigern, auf der Grundlage des Schiedsſpruches
des Freiherrn v. Berlepſch einen neuen Vertrag abzuſchließen.
Der Arbeit,„geber“ſchutzverband ſelbſt beſitzt nicht die erforder-
liche Kraft, um dem Schiedsſpruch bei ſeinen Mitgliedern Gel-
tung zu verſchaffen. Auch das perſönliche Eingreifen der beider-
ſeitigen Zentralvorſtände hat auf die widerhaarigen Unter-
nehmer keinen Eindruck gemacht.

Jn der Frage der Arbeitsvermittlung iſt bei den
verfloſſenen Tarifverhandlungen eine Verſtändigung zwiſchen
allen Beteiligten erzielt worden, was im Schiedsſpruch ſelbſt
wie folgt zum Ausdruck gebracht worden iſt:

„Beide Parteien ſollen gehalten ſein, in den Städten, wie
die Arbeitsvermittlung einer den beiderſeitigen Jntereſſen
dienenden Regelung bedarf, dieſe Regelung durch Errichtung
paritätiſcher Arbeitsnachweiſe vorzunehmen. Zu dieſem
Zweck ſoll das im Jahre 1907 vereinbarte Muſterregulativ
für paritätiſche Arbeitsnachweiſe bis zur nächſten Sitzung
der Zentralvorſtände einer Reviſion unterzogen und alsdann
für die neu zu errichtenden Arbeitsnachweiſe in Anwendung
gebracht werden.“

Die Zentralvorſtände haben die ihnen zugewieſene Auf-
gabe inzwiſchen gelöſt. Die Holzarbeiter-Zeitung iſt in der
Lage, den Wortlaut des vereinbarten Muſterregulativs für
paritätiſche Arbeitsnachweiſe zu veröffentlichen, wie er zwiſchen
den Vorſtänden des deutſchen Holzarbeiterverbandes und des
chriſtlichen ſowie Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereins auf der
einen Seite und mit dem Vorſtand des Arbeitgeberſchutzver-
bandes auf der anderen Seite abgeſchloſſen iſt. Mit der Unter
zeichnung dieſes Muſterregulativs haben ſich auch die bisherigen
Gegner nunmehr auf den Boden des paritätiſchen Arbeits nach
weiſes geſtellt.

Der Streik in der Nürnberger Bürſten- und Pinſelinduſtrie
wird mit ungeſchwächter Kraft weitergeführt. Dieſer Kampf
iſt der umfangreichſte, den der Holzarbeiterverband gegen-
wärtig zu führen hat. Er ſtellt auch inſoweit eine Beſonderheit
dar, als es zum größten Teil Arbeiterinnen ſind, die ihn
führen. Die Unternehmer haben, um billiger produzieren zu
können, mit Vorliebe weibliche Arbeitskräfte eingeſtellt. Es iſt
ihnen auch gelungen, die Löhne recht niedrig zu halten. Jhre
Hoffnung, daß es immer ſo bleiben werde, hat ſich aber nicht
erfüllt. Dank einer unermüdlichen Agitation iſt es gelungen,
die Arbeiterinnen und Arbeiter der Nürnberger Bürſten- und
Pinſelinduſtrie ihrer zuſtändigen Organiſation, dem deutſchen
Holzarbeiterverbande, zuzuführen, und jetzt ſind ſie dabei, mit
Hilfe des Verbandes einen energiſchen Schritt nach vorwärts
zu machen und ihre Lohn- und Arbeitsbedingungen denen an
zupaſſen, die in anderen Berufen der Holzinduſtrie üblich ſind.

Die Unternehmer bewilligten in den Verhandlungen alles,
was ihnen nichts koſtet und ſeither ſchon in Kraft war, alles
übrige und beſonders materielle Zugeſtändniſſe lehnten ſie ent-
ſchieden ab. Als dann auch noch die Abſicht zutage trat, die
Verhandlungen zu verſchleppen, ſchritten am Tage vor Pfing-
ſten über 1000 Arbeiterinnen und 700 Arbeiter zur Kündigung
und ſtellten nach Ablauf der Friſt ebenſo einmütig die Arbeit
ein. Jnzwiſchen haben ſich noch über 100 Heimarbeiterinnen
dem Streik angeſchloſſen. Auf eine ſolch umfaſſende Arbeits
einſtellung waren die Fabrikanten nicht vorbereitet. Es haben
alsdann zwar weitere Verhandlungen ſtattgefunden, aber die
Situation hat ſich dadurch nicht weſentlich geändert. Die Strei-
tenden halten feſt zuſammen und ſehen der weiteren Entwick-
lung der Dinge frohen Mutes entgegen.

Literariſches.
Die ſoeben erſchienene Nr. 10 des Simpliciſſimus enthält

folgende Zeichnungen: Londoner Frühling von M. Dudovich,
Wirkliche und höfiſche Kunſt von Th. Th. Heine, Unter Kardinälen
und Preußiſche Landtagswahlen von E. Thöny, Geordnetes Jen-
ſeits von Karl Arnold, Landſchaft von A. Woelfſle (mit Gedicht
von Alfred Lichtenſtein), Mannequin Stolz von L. Kainer,
Daktyloſkopie von P. Schondorff, Fortſchritt von R. Grieß, Be
ſuch von F. Spiegel, Das Ewig- Weibliche von Henry Bing und
Zur Hochzeit in Berlin von O. Gulbranſſon. Tegxtlich iſt die
Nummer ausgeſtattet mit je einem Artikel: Ein Liebesheld von
Willy Speyer und Die Niere von Peter Altenberg, ferner mit je
einem Gedicht: Berliner Jubiläumskunſt von Peter Scher, Elſaß-
Lothringen von Ratatöskr, Ein Kuß von Berthold Viertel, Epilog
von Edgar Steiger und O du mein Oefterreich! von Peter
Schlemihl, ſowie mit acht Beiträgen unter Lieber Simpliciſſimus
und Vom Tage. 5
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Halle und Saalkreis.
Ha II e (Saale), den 3. Juni 1918

Sozialdemokratiſcher Verein.
An die organiſierten Frauenl!

Genoſſinnen! Jn der Zeit der wirtſchaftlichen Kämpfe, die
einem Teil der Arbeiterſchaft des Baugewerbes und anderer
Berufe drohten, iſt es dringend notwendig, daß auch die Frauen
über die Bedeutung der Gewerkſchaften im Wirtſchaftsleben
informiert ſind. Not und Elend ſind meiſt die Begleit-
erſcheinung der Streiks und Ausſperrungen. Und wer iſt in
erſter Linie der Leidtragende? Die Mutter, wenn ſie ihre
Lieblinge unter der Not leiden ſieht. Notwendig iſt es alſo,
daß auch die Frauen, in erſter Linie die organiſierten Frauen,
ſich über die Bedeutung der wirtſchaftlichen Kämpfe, der
Organiſationen, die berufen ſind, dieſelben zu führen, infor-
mieren. Darum Genoſſinnen, agitiert für den Beſuch der
Frauenverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins, welche
am Mittwoch, den 4. Juni, abends 8 Uhr, im Volkspark ſtatt-
findet. Die Tagesordnung lautet: 1. Die Bedeutung der Ge-
werkſchaften für die Frauen. Referent Parteiſekretär Genoſſe
Hildebrandtz 2. Diskuſſion 3. Unſer Kinderfeſt; 4. An-
träge; 5. Verſchiedenes. Um zahlreiches Erſcheinen erſucht

Der Vorſtand.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Die Stadtväter waren geſtern trotz der Hitze außerordentlich

redewütig, da es allerlei Vorlagen gab, die die bürgerlichen
Herren als Baumenſchen oder als Hausbeſitzer beſonders inter-
eſſierten, das große Publikum aber gar nicht berühren Das
zeigte ſich darin, daß der geſtern ſehr ſchwach beſetzte Zuhörer-
raum ſich ſehr raſch immer mehr leerte. Ganz zu Anfang gab
es jedoch eine allgemein intereſſerende Mitteilung zu be-
handeln:

Der Magiſtrat hatte mitteilen laſſen, daß er dem Beſchluß
der Stadtverordneten, die Konzeſſionsſteuer aufzuheben, nicht
beigetreten iſt. Stadtv. Gieſe ſtellte den Antrag trotz-
dem eine gemiſchte Kommiſſion einzuſetzen, die nochmals ge-
meinſam mit dem Magiſtrat darüber beraten ſoll, ob nicht doch
ein Weg zur Beſeitigung der Konzeſſionsſteuer gefunden wer-
den kann.

Die Stadtvv. Emmer und Neſſe unterſtützten dieſen An-
trag ganz energiſch, indem ſie dagegen proteſtierten, daß ein
einzelner Gewerbeſtand zu ſolch hoher Sonderſteuer herange-
zogen wird. Genoſſe Emmer ſtellte noch feſt, daß in Er rt in
den letzten Tagen die Einführung der Konzeſſionsſteuer ein
ſtimmig rundweg abgelehnt worden iſt.

Obwohl der Vorſteher bremſte und ſein Stellvertreter
Föhring ſich in aller Form als freiwilliger Magiſtrats-
anwalt gegen die Aufrechterhaltung der Meinung der Stadt-
verordnetenverſammlung ausſprach, wurde der Antrag Gieſe,
eine gemiſchte Kommiſſion einzuſetzen, mit 25 gegen 21 Stim-
men angenommen. Die zahmen Magiſtratsfreunde à la
Föhring haben ſich alſo eine Niederlage geholt und der Magi-
ſtrat wird ſich nun doch wohl zu einer anderen Stellungnahme
bequemen müſſen.

Einen komiſchen Anſtrich hatte die Behandlung einer weiteren
Mitteilung des Vorſtehers über eine Proteſtkundgebung
abſtinenter Akademiker, die den ſtädtiſchen Behörden Vorwürfe
macht, daß ſie zur Begrüßung des deutſchen Gynäkologen-
kongreſſes einen „Bierabend“ veranſtaltet haben. Es heiße
das Alkoholelend ſtärken, wenn die führenden Männer der
ärztlichen Wiſſenſchaft in ſo übler Weiſe dem Volke ein böſes
Beiſpiel geben. Dieſe Rüge brachte den Vorſteher in ſtarke
Erregung. Aber die Bemerkung eines der 60 Unterzeichner
der Kundgebung brachte den Herrn noch mehr in Ekſtaſe. Es
handelt ſich um einige Zeilen des Paſtors v. Broecker, der
ſchreibt: es ſei „eine ſtarke Gedankenloſigkeit der
ſtädtiſchen Behörden“, die Männer, die auf geſundheitlichem
Gebiet bahnbrechend wirken ſollen, zu einem „Bierabend“ zu
laden. Bei dieſer Mitteilung ertönte der Zuruf: Unverſchämt-
heit! „Gegen ſolche Beleidigung“ ſo bemerkte der Vorſteher

„lege er aufs entſchiedenſte Verwahrung ein, die Stadt
werde ſich keine Vorſchriften darüber machen laſſen, wie ſie ihre
Gäſte empfangen ſoll.“

Wir meinen, ſo ganz ſtimmt das nicht; denn wenn der Ein-
wohnerſchaft das Verhalten der Stadtväter nicht gefällt, iſt ſie
jederzeit berechtigt, ſich darüber zu beſchweren und dagegen zu
proteſtieren. Und in dieſem Falle iſt die Beſchwerde auch ſach
lich nicht un berechtigt. Denn daß ein Bier abend die
würdigſte Form zur Begrüßung eines Kongreſſes führender
Mediziner iſt, das können höchſtens Spießer, aber nicht
für den Kulturfortſchritt wirkende moderne Menſchen be-
haupten. Auch der Hinweis darauf, daß dem „Volk“ durch
ſolche Gelage nur ein böſes Beiſpiel gegeben wird, hat einen
berechtigten Kern, wenn man bedenkt, wie oft die bürgerlichen
Herren ſich über das angebliche viele Saufen der Arbeiter ent
rüſten. Der Stadtverordnetenvorſteher hatte alſo gar keine
Veranlaſſung, ſo erregt zu tun. Jm Gegenteil, Beſſerung
zu geloben, wäre richtiger geweſen.

Eine bemerkenswerte Debatte deswegen bemerkenswert,
weil ſie zu einer Niederlage des Magiſtrats führte entſpann
ſich über die Abrechnung der Straßenausbaukoſten, auf die die
Hausbeſitzer zuweilen 20 Jahre lang warten müſſen. Tritt
inzwiſchen ein Beſitzwechſel ein, ſo gibt es zuweilen ſehr un-
angenehme Ueberraſchungen und) Prozeſſe. Um hierin
Wandel zu ſchaffen, lag ein Antrag des Bauausſchuſſes vor:

Den Magiſtrat zu erſuchen, der Stadtverordnetenverſamm
lung ein Verzeichnis derjenigen Straßen vorzulegen, für welche
die Abrechnung und Einziehung der Anliegerbeiträge noch nicht
erfolgt iſt, unter Angabe, ob Kautionen hinterlegt ſind oder
nicht, ob Streitigkeiten über die Rechtslage ſchweben und
welches der gegenwärtige Zuſtand des Ausbaues iſt, eventuell,
auch welche bauliche Aufwendungen noch in Ausſicht ſtehen.

Die Stadtvv. Emmer, Föhring und Kallmeyer
unterſtützten den Antrag eindringlichſt mit durchſchlagenden
Beiſpielen.

Bürgermeiſter v. Holly und Stadtbaurat Lammers
taten alles, um die Verzögerung der Abrechnungen zu ent-
ſchuldigen, aber der Antrag des Bauausſchuſſes wurde mit
großer Mehrheit angenommen.

Es folgte nun die eintönige Abwicklung dex unwichtigen Vor-
lagen, über die aber doch ein langes und breites geredet wurde,
ſo langweilig, daß auch die letzten paar Zuhörer gähnend die
Tribünen verließen. Aber dieſe Oede führte dann zu einem
intereſſanten Zwiſchenfall, zu einem Zuſammenſtoß mit einem
Preſſevertreter. Unſer Berichterſtatter benutzte einmal ein an
einem Pfeiler an der Seite des Saales ſtehender Spucknapf.
Einmal aufgeſtanden, ging er dann zwiſchen dem Preſſetiſch
und der Ausgangstür an der Hinterwand des Saales etwa
ſieben bis acht Schritt auf und ab, was auch früher ſchon vor
kam. Aber heute gefiel das dem Vorſteher oder vielmehr dem
Oberbürgermeiſter nicht. Herr Rive machte den Vorſteher auf

den Miſſetäter aufmerkſam und prompt erfolgte durch den
Vorſteher der Hinweis an die Herren Preſſevertreter, daß das
Auf und Abgehen dort hinten ſtöre. Und da dieſe Bemerkung
nicht ſofort verſtanden wurde, folgte bald darauf in einem
Wiederholungsfall eine größere Aktion, indem der Vorſteher
ſich erhob und auseinanderſetzte, daß das Gehen ſtören könne.
Der Herr wies dabei noch feierlichſt auf die Vorgeſchichte der
gutaſſans der Preſſe zum Sitzungsſaal hin, wobei es durch
lang, daß die Preſſe eigentlich nur geduldet werde.
Abgeſehen von allem Perſönlichen müſſen wir gegen dieſe

Anſicht über das Recht der Zeitungen doch auf das energiſchſte
proteſtieren. Eine Großſtadt iſt verpflichtet, die Preſſe zu be
rückſichtigen. Ohne oder gegen die Zeitungen als ſolche wird
keine moderne Stadtverwaltung arbeiten können. Sie würde
dann einfach den Zuſammenhang mit der Bevölkerung ver
lieren und ſich ſehr bald feſtfahren. Es iſt deshalb ſchon ein
ziemliches Maß mangelnder Höflichkeit und fehlenden Ver-
ſtändniſſes, die Berichterſtatter an die hinterſte Wand des
Saales zu drängen. Jn anderen Städten ſitzen ſie direkt zu
Füßen der Vorſtands oder Magiſtratseſtrade, wo dann die
ſchwierige Arbeit ſachgemäß geleiſtet werden kann. Nun gar
einem Preſſevertreter aus einem gelegentlichenw Hin und Her-
gehen Vorwürfe zu machen, das überſteigt faſt das Maß deſſen,
was ſich die Halleſche Preſſe bieten laſſen dürfte, um ſo mehr,
da auch die Bedürfniſſe ihrer Vertreter in den langen
Sitzungen weder durch Bereitſtellen einer Trinkgelegenheit noch
eines beſonderen Spucknapfes Rückſicht genommen wird. Auch
ein Anſehen der aufgehängten Zeichnungen und Pläne iſt ihnen
unmöglich. Und ſchließlich iſt es einfach nicht wahr, daß das
einmalige Hin und Hergehen auf dem dicken Teppich ſtören
kann; wäre das der Fall. ſo müßten ſchon ſehr oft Stadtver
ordnete darauf hingewieſen werden müſſen denn deren fort
währende Lauferei und privates Sprechen mitten im Saal
macht zuweilen jedes Verſtehen der Ausführungen der Redner
unmöglich. Alſo bitte, Herr Vorſteher, ſorgen Sie für beſſere
Plätze, das iſt ſehr wichtig.

Ebenſo ſchlecht wie die Preſſe, kamen übrigens geſtern die
ſtädtiſchen Arbeiter weg. Sie hatten eine Petition auf
Lohnerhöhung, Einführung von Wochenlöhnen und Arbeiter-
ausſchüſſen eingereicht.

Der Ausſchuß ſchlug vor, über die Petition zur Tage s-
ordnung überzugehen, da ſie von einem Karl Lorenz
unterſchrieben ſei, der nicht mehr ſtädtiſcher Arbeiter, ſondern
ſozialdemokratiſcher Agitator wäre. Die Stadtverwaltung
brauche nur mit ihren eigenen Arbeitern zu verhandeln und die
hätten nichts gefordert.

Auf dieſe Redensarten vom Herrwvom Hauſe folgte die
gebührende Antwort.

Genoſſe Oſterburg: Bereits im November vorigen
Jahres ſind die ſtädtiſchen Arbeiter das Kollegium petitio-
nierend um Lohnerbähung und Errichtung von Arbeiteraus-
ſchüſſen angegangen, und heute, nach veichlich ſieben Monaten,
haben die Herren bürgerlichen Stadtverordneten wieder
negativ (verneinend) entſchieden. Jm Februar wurde die
Novrember-Petition durch das Kollegium dem Magiſtrat zum
Teil zur Berück ſichtigung überwieſen, während ein
anderer Teil des Petitums von dem damaligen Vorſteher dem
Plenum gegenüber als bei ihm nicht eingegangen bezeichnet
wurde. Von der dem Magiſtrat zur Berückſichtigung über-
wieſenen Petition haben wir nichts wieder vernommen.
Warum iſt dieſe Berückſichtigung vom Magiſtrat nicht erfolgt?
Welche Gründe veranlaſſen dem Magiſtrat zu einem ſolchen
Verhalten? Etwa weil es ſich mal wieder um ſtädtiſche Ar-
beiter handelt? Was iſt alles während dieſer langen Zeit im
Kollegium vor ſich gegangen? Die Bürgermeiſter, die Stadt-
räte und viele andere hohe ſtädtiſche Beamte haben während
dieſer Zeit bei der Stadtverordnetenverſammlung um Gehalts-
erhöhung angeklopft, und nicht vergebens. Allen iſt die vor-
getragene Bitte gewährt worden, allen iſt mehr oder weniger
reichlich gegeben worden. Nur den Arbeitern nicht. Warum,
frage ich nochmals? Müßte in Anbetracht dieſer Umſtände
bei den Herren bürgerlichen Stadtverordneten nicht der Grund-
ſatz noblesse oblige (Adel verpflichtet) zur Geltung kommen.
Aber ſtatt deſſen klammert man ſich wie üblich wieder an ein
kleines Verſehen an ein Zwirnfädchen, um den ſtädtiſchen Ar-
beitern ein Schnippchen zu ſchlagen, damit ihnen die wohl-
erworbenen Rechte wieder auf längeve Zeit vorenthalten wer-
den können. Der Unterzeichner der Petition ſoll nämlich ein
ſozialdemokratiſcher Agitator und ferner ſchon ſeit Jahren
nicht in ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigt ſein. Beides zuge-
geben, ſo iſt das kein Grund, die Petition nicht zu berück-
ſichtigen. Wir vier hier ſitzenden ſozialdemokratiſchen Stadt-
verordneten ſind auch ſozialdemokratiſche Agitatoren ſuchen
aber durch unſere Mitarbeit im Kollegium das Wohl der Kom-
mune zu fördern und trotzdem ſind die Stadt Halle und der
preußiſche Staat noch nicht vom Erdboden verſchwunden. Nicht
der namentliche Unterzeichner der Petition iſt der eigentliche
Petent, ſondern der Staats und Gemeindearbeiterverband iſt
die petitionierende Körperſchaft und der unterzeichnende Lorenz
ihr Vorſitzender, der vor Jahren aus den ſtädtiſchen Betrieben
wegen gleicher Vorkommniſſe gemaßregelt wurde. Und
würde heute ein anderer ſtädtiſcher Arbeiter die Petition mit
ſeinem Namen decken, ſo würde er jedenfalls auch gemaßregelt
werden!! Viele andere Kommunen, wie Jena, Jlmenau,
Schöneberg uſw. haben aber ſogar Lohntarife mit dem Ge
meindearbeiterverband abgeſchloſſen. Die Stadtverordneten
kollegien dieſer Kommunen haben ſicherlich nicht danach gefragt,
ob der Unterzeichner irgendeiner Petition ſozialdemokra
tiſcher Agitator iſt oder ſonſt eine andere einem Dritten nicht
genehme Eigenſchaft beſitzt. Wer überhaupt im öffentlichen
Leben ſteht und ſich mit öffentlichen Dingen zu beſchäftigen
hat, der darf nicht kleinlich denken noch handeln, nicht ſozial
rüchſtändig ſein, ſondern muß alles von einer höheren Warte
betrachten und beurteilen. Kann er das nicht, ſo iſt er nicht
befähigt, das Amt eines Stadtverordneten mit der nötigen
Objektivität zu verwalten. Jch möchte infolgedeſſen ſolchen
Kleingeiſtern den Rat erteilen, lieber aus dem öffentlichen
Leben auszuſcheiden, ſich nach Hauſe zu begeben und in Groß-
väterchens Armſtuhl zu ſetzen und an ſeine Haustür zu
ſchreiben:

Laß draußen die Welt ihr Weſen treiben,
Mein Haus ſoll meine Ruhſtatt bleiben.

Stadtv. Höſchele produzierte ſich jetzt wieder als Scharf
macher rückſtändigſter Art. Arbeiterausſchüſſe würden nur
den Frieden ſtören, ſo erklärt er, denn die würden auf die
Kommandos vom roten Hauſe hören. Die ſtädtiſchen Arbeiter
hätten jetzt ein gut verſorgtes ruhiges Leben, wenn nur nicht
gehetzt würde. Und auf die Verbandsforderungen gehen wir
nicht ein, wir halten unſer Haus rein; ſo weit ſind wir noch!

Genoſſe Em mer erwiderte dem erregten Herrn, wenn er das
Haus von allen Unzufriedenen rein halten wolle, müßte er
auch die von ihm ſo gepflegten Gelben und Hirſchdunckerſchen
zuſammen mit den Roten, alſo alle Arbeiter, hinausſchmeißen.
Und dann müßte er ſchließlich ſelbſt arbeiten, aber das könne
er ja gar nicht mehr. Was die Arbeiter verlangen, iſt ſehr
mäßig es ihnen zu geben, iſt man ebenſo verpflichtet, wie man

den Magiſtratsherren zulegt. Warum kehrte man gegen di
nicht den Herren im Hauſe heraus. Es ſei wenigſtens nötig,
daß endlich auf die Februarpetition vom Magiſtrat eine Ant-
wort komme.

Oberbürgermeiſter Rive teilte nun mit, daß, ob vohl ſich die
Stadtverordneten für die Arbeiterausſchüſſe erklärt hätten, ſei
kein Kuratorium bereit, ſie einzuführen. Damit hätten ſich
die Kuratoriumsmitglieder mit den Stadtverordnetenbeſchlüſſen
J Widerſpruch geſetzt, aber der Magiſtrat müſſe ihnen bei-

eten.
So ſchiebt einer die Schuld auf den andern, und die Arbeiter

ſind die Genasführten.

Erledigt wurden dann noch zum Teil mit nebenſächlichen
Debatten folgende Vorlagen: Die Univerſitäts Verwaltung
beabſichtigt, auf ihrem Grundſtück an der Sophienſtraße einen
Neubau zu errichten. Das Gebäude ſoll auf einer Frontlänge
von zirka 1,30 Meter hinter der Baufluchtlinie errichtet werden.
Die nach der neuen Fluchtlinie zur Straße entfallende Fläche

der Stadtgemeinde unentgeltlich übereignet werden. Die
enderung wurde genehmigt. Der Baumeiſter Friedrich

Kuhnt hat beantragt, den Ausbau der projektierten Verbin-
dungsſtraße zwiſchen Bismarck- und Humboldtſtraße, der pro-
jektierten r zwiſchen Humboldt und Scharn
horſtſtraße und der arnhoſtſtraße zwiſchen Kaiſerplatz und

eldſtraße. Der Magiſtrat hat darüber mit dem Genannten
edingungen vereinbart. Dem Abſchluß dieſer Verträge und

der Ausführung der erforderlichen Arbeiten wurde zugeſtimmt,
nachdem Stadtv. Günther ſich heftig dagegen gewandt hatte,
daß die Straßen ſo ſchmal und gewunden gebaut werden ſollen.

eiter beſchließt die Verſammlung, zunächſt eine automobile
Motorſpritze zu beſchaffen und zum Zwecke ihrer Beſatzung
nach Fertigſtellung, früheſtens aber vom 1. Oktober d. J. ab,
neue Stellen für 1 Oberfeuerwehrmann und 8 Feuerwehr-
männer zu gründen und zur Verſtärkung beider Feuerwachen
vom 1. April 1914 ab 6 neue Stellen für Feuerwehrmänner zu
gründen.

Zur Deckung der entſtehenden Koſten ſind die im Etat für
Erweiterung der Feuerlöſcheinrichtungen bereitgeſtellten 15 000
Mark, ferner der vorausſichtliche Erlös für einen überzähligen
pferdebeſpannten Krankenwagen von 500 Mk. zu verwenden
und die reſtierenden rund 18000 Mk. dem gemeinſchaftlichen
Dispoſitionsfonds zu entnehmen. Die weiterhin erforderlichen
10 464 Mk. ſind in den Haushaltplan für das Rechnungsjahr
1914 einzuſtellen. Jn der Begründung dazu hieß es: Der
Magiſtrat iſt mit der Feuer- Deputation der Ueberzeugung, daß
der gegenwärtige Feuerſchutz der Stadt für die
Dauer unzureichend iſt und eine baldige Vermehrung
der Löſcheinrichtung erfordertl Genehmigt wurde, daß
„Oſtern 1914 an dem ſtädt. Lyzeum mit Studienanſtalt eine
neue Oberlehrerſtelle und eine neue Stelle für eine techniſche
Lehrerin eingerichtet werden“. Die Koſten betragen 5090 Mk.
Der Ausbau des Reformrealgymnaſiums verlangt eine Ober-
ſekunda und eine zweite Unterſekunda. Auf Antrag wurde da
her genehmigt, daß Oſtern 1914 an dem Reformrealgymnaſium
zwei neue Oberlehrerſtellen und die Stelle eines Geſanglehrers
eingerichtet werden, was 9620 Mk. koſtet.

Di Petition einiger Anlieger, die Große Klaus-
ſtraße vom Markt aus mit Preßgasbeleuchtung verſehen zu
wollen, wurde dem Magiſtrat als Material, eine Petition der
Halleſchen Landſchaftsgärtner zur Erlangung ſtädti-
ſcher Arbeiten zur Erwägung überwieſen. Ueber die Petition
des ehemaligen Anlagenaufſehers Emil Herzog um laufende
Unterſtützung wurde zur Tagesordnung übergegangen, weil
der Mann ſich an die Armendirektion wenden muß. Die
Petition von An wohnern der Hafenſtraße um Ent-
fernung des Eiſenbahngleiſes oder Einführung elektriſchen Be
triebes für die Hafenbahn wurde dem Magiſtrat als Material
überwieſen, da er vertraglich das Recht hat, Einſpruch zu er
heben. Der Akademiſche Stenographenverein Stolze-Schrey
bat um Unterſtützung bei der Erteilung von Stenographie-
unterricht an jugendliche Perſonen. Es wurde Uebergang zur
Tagesordnung beſchloſſen.

Die Petition der Frau Amalie Richter um Aufhebung der
Schankkonzeſfions-Beſchränkung für ihre Reſtauration Zum
Bürgerheim, Kleine Ulrichſtraße 9, wurde nach eingehender
Befürwortung durch den Genoſſen Emmer dem Magiſtrat
als Material, die Petition des Haus und Grundbeſitzer-Ver-
eins Halle-Nord, betreffend die Neubelegung des
neuen Giebichenſteiner Friedhofs an derFriedenſtraße, zur Erwägung übergeben, nachdem ſich eine
längere Debatte darüber entſponnen hatte

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden zu Mitglie-
dern der Armendirektion auf die Dauer von drei Jahren ge-
wählt: die Oberin der ſtädtiſchen Waiſenpflege Fräulein
Möbius, Frgu Juſtizrat Hündorf, Superintendent
Wächtler und Rektor Hellmuth. Auf die Dauer von
einem Jahre wurde an Stelle des inzwiſchen wieder ausgeſchie-
denen Mitglieds Profeſſor Dr. Bangert Profeſſor Dr. Löwen-
hardt, Karlſtraße 4, gewählt.

Auslegung der Steuerliſte.
Die Liſter der in der Stadt Halle für das Steuerjahr 1918

von einem Jahreseinkommen von mehr als 660 Mark bis ein-
ſchließlich 900 Mark mit dem fingierten Normalſteuerſatze von
4 Mark zur Einkommenſteuer veranlagten Perſonen liegt vom
3. bis zum 16. Juni 1913 im Steuerbureau, Zimmer 14, 15, 16
und 17 des Rathauſes, öffentlich aus. Gegen die Veranlagung
ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer Friſt von vier Wochen
nach Ablauf der Auslegungsfriſt die Berufung an den Vor-
ſitzenden der Einkommenſteuer-Veranlagungskommiſſion für
den Stadtkreis Halle zu.

Wir weiſen darauf hin, daß die Berufungsfriſt mit dem
14. Juli 1913 endet.

Die Veranlagten werden erſucht, die Liſte genau einzuſehen,
damit ſich jeder das Wahlrecht zur Stadtverord-
netenwahl ſichert.

Eine mittelalterliche Kirchenordnung außer Kraft geſetzt.

Um die r von Vorſchriftenderalten
revidierten agdeburger Kirchenordnung
von 1739 handelte es ſich u. a. in einem Rechtsſtreit gegen
eine vom Konſiſtorium zu Magdeburg im Einverſtändnis mit
dem Regierungspräſidenten zu Merſeburg vorgenommene
Zwangsetatiſierung. Die Zwangsetatiſierung war an den Ge
meindekirchenrat der Geſamtparochie Niemberg, umfaſſend
Niemberg und Plößnitz, ergangen. Es wurde verlangt, daß
die Kirchengemeinde im Gegenſatz zu ihrem ablehnenden
Standpunkte in den Etat 125 Mk. Wohnungsgeld für die Witwe
des Pfarrers Jähſer einſtelle. Die Verpflichtung wurde her
geleitet aus der vevidierten Magdeburger Kirchenordnung vom
Jahre 1739.

Das Oberverwaltungsgericht hob auf die Klage
des Gemeindekirchenrats die Zwangsetatiſierungsverfügung
auf und führte begründend aus: Für Zwecke der Fürſorge für
Witwen und Waiſen der Pfarrer könnten Anſprüche aus der
alten Magdeburgiſchen Kirchenordnung überhaupt nicht mehr
hergeleitet werden. Soweit die Magdeburger Kirchenordnung
von 1739 Fürſorgebeſtimmungen für die Witwen und Waiſen
der Pfarrer enthalte, ſeien dieſe erſetzt durch die Vorſchriften
des Geſetzes vom 26. Mai 1909, betreffend die Fürſorge für die
Witwen und Waiſen der Geiſtlichen. Wenn daneben den
Witwen und Waiſen noch Rechte auf Vezüge zuſtehen, dann



könnten dieſe nur auf ſpeziellen Einrichtungen beruhen, wie
Kaſſen, Stiftungen und dergleichen. Nur ſolche meine 8 32
des Geſetzes von 1909, wenn er Anſprüche unberührt laſſen
wolle, die ſchon vor dem Jnkrafttreten der dem Geſetze beige
gebenen Satzungen beſtanden hätten. Die früheren Anſprüche
aus der Kirchenordnung von 1730 hätten damit nichts zu tun.
Sie ſeien, wie ſchon geſagt, erſetzt durch das Geſetz von 1909.
ad müſſe die Zwangsetatiſierung außer Kraft geſetzt
werden.

Seiwuiter Arbeiterſänger im Volkspark. Nach einer drei
jährigen Unterbrechung iſt es der Leitung des Volksparks ge
lungen, wieder einen der größten Leipziger Sängerchöre zu einem
Sonntagskonzert zu gewinnen. Das Konzert findet am Sonntag,
den 15. Juni, vormittags 11 Uhr im großen Saale des Volks
arks ſtatt. Die Ausführung hat der über 100 aktive Mitglieder
tarke Sängerchor Leipzig Großzſchocher unter Leitung des be-kannten Kapellmeiſter Herrn eyde ühernommen. dis Mit

wirkende ſind die Violinvirtuoſſinnen Fräulein und Anna
Cramer aus Leipzig gewonnen worden. Der Vorſtand unſeres
ArbeiterSängerchores hat ſich zur Erledigung der Vorarbeiten in
dankenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellt. Mit dem Verkauf
der Programme mit Liedertexten iſt bereits begonnen und ſind
ſolche bei ſämtlichen Kaſſierern des Sängerchores, ſowie in den
bekannten Zigarrengeſchäften, den Fitglen des Konſumvereins, beiStreicher und im olkspark für 30 Pfennig zu haben. Auf das
reichhalti z zuſammengeſtellte Programm, das nur vorzügliche Liederund Mu icſtice i werden wir noch zu ſprechen kommen.
Für einen guten Beſuch dieſer Veranſtaltung muß aber ſchon jetzt
Sorge getragen werden.

Gewverkfkſchaftlichgenoſſenſchaftliche Volksfürſorge. Der
Metallarbeiter-Verband veranſtaltet am Mittwoch, den 4. Juni,
abends 854 Uhr, im großen Saale des Volksparks eine Mit
gliederverſammlung, in der das Mitglied der Generalkommiſ-
ſion, Reichstagsabgeordneter Genoſſe Bauer über obiges
Thema reden wird. Pflicht eines jeden Kollegen iſt es, pünkt-
lich zu erſcheinen.

Volkskonzert auf der Peißnitz. Bekanntlich hat die Stadt
Halle an die Bewilligung der Subvention für das Stadt-
theater-Orcheſter die Bedingung geknüpft, daß alljährlich eine
Reihe von volkstümlichen Konzerten bei ganz kleinen Eintritts
preiſen gegeben werden müſſen. Das erſte dieſer Konzerte
findet am Sonnabend, den 7. Juni, abends 8 Uhr, im
Garten der Peißnitz ſtatt. Die Leitung dieſes Konzerts hat
Kapellmeiſter Heinrich Laber, der erſte Dirigent der Witte-
kind- und Zoologiſche Garten- Konzerte übernommen, und iſt
unter Mitwirkung des geſamten Stadttheater-Orcheſters ein
intereſſantes Programm zuſammengeſtellt. Der Eintrittspreis
beträgt 20 Pfennig; die ſtädtiſche Billettſteuer iſt des Zweckes
dieſer Konzerte wegen erlaſſen. Den Vorverkauf haben die
Hofmuſikalien-Handlungen Heinrich Hothan, Reinhold Koch,
das Peißnitz- Reſtaurant und das Arbeiterſekretariat
übernommen.

Ein Verluſt im Zoologiſchen Garten. Die ſeit über zehn
Jahren im Garten befindliche Eisbärin, welche ſich bekanntlich
nie die Gunſt des männlichen Eisbären erwerben konnte, zeigte
eit über einem Jahre Spuren von Erkrankung, die ſich in häu-en Krämpfen äußerten. Geſtern vormittag wurde das Tier

wieder von Krämpfen befallen und ſtürzte dabei von dem
Höhleneinbau des Zwingers kopfüber herunter in das Baſſin,
wo es nur noch tot herausgezogen werden konnte. Der Vorgang
wurde zum Glück ſofort bemerkt, denn der männliche Eisbär
war ſchon im Begriff ſich auf das Tier zu werfen, um es zu
zerreißen.

Die Einnahmen der Städtiſchen Straßenbahn betrugen im
Mai 1913: 56 565,15 Mk., Mai 1912: 54 678,30 Mt., mehr 1913:
1886,85 Mk. Januar bis Mai 1913: 242 160,70 Mk., Januar
bis Mai 1912: 235 167,20 Mk., mehr 1913: 6993,50 Mk. Die
Fahrgeldeinnahme der A. E.-G. Stadtbahn Hoalle beträgt
vom 1. bis 31. Mai 1913: 102 191,05 Mk. (im Vorjahre 99 396,25
Mark), 1913 mehr 2794,80 Mk. vom 1. Januar bis 31. Mai
1913: 457 350,35 Mk., vom 1. Januar bis 31. Mai 1912:
438 293,35 Mk., 1913 mehr 19 057 Mk.

„Quo vadis“. Auf dem Gebiete der kinematographiſchen
Kunſt löſt eine Senſation die andere ab. Jede Filmgeſellſchaft
ſucht die andere durch Neues zu übertreffen. Gegenwärtig ge-
langt im Apollotheater der vielbeſprochene Film der
Cines- Aktiengeſellſchaft „Quo vadis“ zur Vorführung. Bei
dieſem Rieſenfilm handelt es ſich um eine bildliche Vorfüh-
rung der Perſonen und Szenen, die der Dichter Sienkiewicz
in dem gleichnamigen Roman ſeinen Leſern vor Augen führt.
Die im Vordergrunde der Handlung ſtehenden Perſonen wie
Nero, Petrus, Chilon, Poppäa u. a. werden naturgetreu in
Koſtümierung und Charakterdarſtellung vorgeführt. Auch die
Szenen, wie die Gladiatorenkämpfe und Wagenrennen, die
aus den unterirdiſchen Gängen hervorkommenden Beſtien, die
ſich auf die in der Arena befindlichen Chriſten ſtürzen, alles
iſt packend dargeſtellt. Ueberhaupt alle Vorführungen, bei
denen es ſich um Maſſenwirkungen handelt, ſind naturgetreu
nachgebildet, und hinterlaſſen bei den Beſuchern ſtarke Ein-
drücke. Es lohnt ſich deshalb, dieſe auf künſtleriſcher Höhe
ſtehenden Vorführungen anzuſehen.

Vom Tode errettet. Geſtern nachmittag fiel ein ſechs-
jähriger Knabe in der Nähe der Hafenbahnbrücke in die Saale.
Von einem Anlagenaufſeher wurde er mittels einer Rettungs-
ſtange wieder aus dem Waſſer gezogen.

Leichenlandung. Wie wir geſtern bereits mitteilten, ſind
am Sonntag infolge Erdrutſches an der Uferbvöſchung zwei
Perſonen ertrunken. Die Leiche der Frau konnte heute morgen
um 6 Uhr geborgen werden.

Unfall. Vor dem Hauſe Weingärten 40 wurde ein ſechs-
jähriger Knabe von einem Radfahrer umgefahren. Der Knabe
e am Kopfe und am rechten Arm geringe Hautabſchürfungen

avon.
Fahrraddiebſtähle. Geſtohlen wurden am 25. Mai ein

Herrenfahrrad, Marke Celleſiag, Nr. 458 681, ſchwarzer Rahmen,
gelbe Felgen mit ſchwarzen Streifen, nach unten gebogene
Lenkſtange; am 25. Mai ein Herrenfahrrad, Marte Brenna-
bor, Rahmen und Felgen ſchwarz, gerade Lenkſtange; am
25. Mai ein Herrenfahrrad, Marke Deutſchland, ſchwarzblauer
Rahmen, gelbe Felgen, 23 unten gebogene Lenkſtange,
ſchwarzer Sattel, ohne am 31. Mai ein Herrenfahr-
rad, Marke Naumann-Germania, Nr. 755 139, Rahmen und
Felgen ſchwarz, nach oben gebogene Lenkſtange.

Von der Straße. Geſtern nachmittag wurde vor dem Hauſe
Merſeburger Straße 88 ein mit Kälbern beladenes hieſiges
Fleiſchergeſchirr von einem Laſtkraftwagen der Stadtbrauerei
Merſeburg beim Ueberholen angefahren und in den Chauſſee-
graben geworfen. Am Wagen wurde ein Rad und das Ober
geſtell zerbrochen. Das Pferd erlitt Hautabſchürfungen und
das Geſchirr wurde zerriſſen. Der Führer des Fuhrwerks er
litt leichte Verſtauchungen. Die Schuldfrage iſt noch nicht ge
klärt. Das Pferd eines Fleiſchergeſchirres ging geſtern nach-
mittag aus unbekannten Gründen in der Bernhardyſtraße
durch. Ecke Turmſtraße wurde es von einem Polizeibeamten
aufgehalten, ehe es Schaden anrichten konnte.

Nietleben. Verhandlung vor dem Kreisausſchuß
wegen des Erweiterungsbaues des Zementwerkes
Saale. Einſpruch erhoben haben 26 Hausbeſitzer unſerer Ge
meinde gegen den bereits in Angriff genommenen Erweiterungsban
der Zementwerke Saale bei Granau. Zur Verhandlung waren
außer den 26 Hausbeſitzern noch die beiden Direktoren der Zement-
werke, Eck und Frenzel, ſowie ein Vertreter des Gewerbeinſpektors
erſchienen. Jn der Verhandlung kamen recht intereſſante Tatſachen
zur Sprache. Als im Jahre 1910 die Zementfabrik gebaut wurde

wurde der Gemeinde verſichert, die Fabrik würde ſtaubfreiarbeiten. Eine Beläſtigung der Anwohner durch den Betrieb wäre
vollſtändig ausgeſchloſſen. Feſtgeſtellt wurde in der Verhandlun
aber, daß ſchon im Jahre 1911 alle Häuſer in der Nähe der Fabrivollſtändig verſchmutzt waren. Auf den Dächern lagerten Ruß und
Kohlenſtaub fingerdick, und die weißgeſtrichenen Wände waren mit
einer ſchwarzen Staubſchicht überzogen. Jetzt ſoll ſich der Zuſtand
noch verſchlimmert haben. Bei Regenwetter fließt der mutz
von den Dächern und an den Wänden herunter und hinterläßt
teils ſchwarze, teils weiße Streifen zum Verdruß und Schaden der
See er. Das Nietleber Leitungswaſſer kann zum Waſchen
der Wäſche nicht benutzt werden aus dieſem Grunde wird in jedem
Hausgrundſtück das r in Baſſins oder Fäſſern auf-
gefangen. Jetzt iſt auch das Regenwaſſer für alle in der Nähe der
zZementfabrik Wohnenden nicht mehr zu gebrauchen, weil es mit
Ruß und Staub durchſetzt iſt. Es ſieht faſt aus wie ſchwarzer
Kaffee. Die der Fabrik nächſtwohnenden Hausbeſitzer behaupten,
ihre Häuſer bekommen durch den Betrieb der Fabrik Riſſe und
ihre Gartenfrüchte wären durch den von der Fabrik verbreiteten
Ruß und Kohlenſtaub kaum noch zu genießen. Direktor Eck gab
die Erklärung ab, daß jetzt zur Verhütung des Staubes Staub-
fänger in die Schornſteine eingebaut würden. Einige Zeugen be-
haupten, ſie hätten beſonders des Nachts öfters geſehen, daß der
Staub durch die Dachluken des Fabrikgebäudes in die Luft ent
weicht. Direktor Eck erklärte, das liege an der techniſchen Ein
richtung. Der Vertreter des Gewerbeinſpektors und der Landrat
erklärten, zur Verhütung des Kohlenſtaubes ſolle künftig das Kohlen
lager berieſelt werden, oder es müſſe ein Kohlenſchuppen gebautwerden. Ueber dieſe Forderung war beſonders Direktor Frenzel
erregt. Der Landrat hielt ihm aber vor, daß der Erweiterungs-
bau ohne erteilte Konzeſſion in Angriff genommen wurde. Die
Angelegenheit wird in nächſter Zeit nochmals vor dem Kreisausſchuß
verhandelt werden.

Nietleben. Ein Rad war los. Auf der Chauſſee zwiſchen
Halle und Nietleben, in der Nähe der Zwölfbogenbrücke, hatte
ein Bierfahrer der Schultheiß-Brauerei dadurch Pech, daß ſich
der Reifen des linken Hinterrades löſte. Nach vorgenommener
Reparatur konnte die Fahrt fortgeſetzt werden.

Dölau. Opfer des Kinder, ſegens“. Die Abtreibungs-
affäre, die hier ſchon viel beſprochen worden iſt und erhebliches
Aufſehen erregt hat, begann am Sonnabend mit einem Vorſpiel
vor der Halleſchen Strafkammer gegen drei bedauernswerte Frauen.
Eine 46 jährige Bergmannsfrau, von einem Nachbardorfe, bereits
Mutter von 15 Kindern, wurde wegen Abtreibung, begangen
im Sommer 1911, zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt.
Jhre Schwiegermutter, eine bereits 68 jährige Witwe und ihreSchwägerin, eine 40 jährige Bergmannsfrau, erhielten wegen Bei-
hilfe je 1 Monate Gefängnis. Doch ſollen ſämtliche drei An
geklagte zur bedingten Begnadigung empfohlen werden. Schwieger-
mutter und Schwägerin hatten die ein bißchen reichlich „geſegnete“
Frau an die bekannte Dölauer Hebamme gewieſen, die ſich nächſtens
vor dem Schwurgericht wegen gewerbsmäßiger Abtreibung in einer
ſehr erheblichen Zahl von Fällen zu verantworten haben wird.
Die Sache wird auch noch gegen andere Frauen und Mädchen
gerichtliche Nachſpiele haben.

Zſcherben. Feuer. Am Montag früh gegen 4 Uhr brach auf
dem Grundſtück des Landwirts Wolf ein größeres Feuer aus.
Stallungen, Scheune und das alte Wohnhaus wurden ein Raub
der Flammen, dagegen konnte das neue Wohnhaus gerettet
werden. Außerdem verbrannte Jnventar und eine größere
Menge landwirtſchaftlicher Vorräte. Man vermutet Brand-
ſtiftung und hat einen 27jährigen Knecht in Verdacht.

Diemitz. Gemeindevertreterſitzung. Am Donners-
tag, den 5. Juni, abends um 712 Uhr, findet im Ge-
meindehauſe, Werderſtraße 8, eine öffentliche Gemeindever-
treterſitzung ſtatt

Aus der Provinz.
Preußen gegen Sachſen.

Die Abführung von Fabrikwäſſern und das Fiſchereigeſetz und
Feld- und Forſt-Polizeigeſetz.

Mit einem intereſſanten Strafprozeß, in dem in zweiter Jn-
ſtanz die Strafkammer in Torgau entſchieden hatte, beſchäf-
tigte ſich das Kammergericht. An der Grenze der Provinz
Sachſen und des Königreichs Sachſen haben Niethmann und
Genoſſen eine Fabrik, deren Grund und Boden im Königreich
Sachſen liegt. Es handelt ſich um einen Betrieb im Sinne des
S 16 der Gewerbeordnung, zu dem die Genehmigung der nach
den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde erforderlich iſt, er ge-
hört alſo zu den Anlagen, welche durch die örtliche Lage oder
die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Beſitzer oder Be-
wohner der benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum
überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläſtigungen
herbeiführen können. Eine Konzeſſion gemäß S 16 war denn
auch von den Königlich ſächſiſchen Behörden erteilt worden.
Sie ſchloß an ſich die Genehmigung in ſich, die Fabrikabwäſſer
in die Röder abzuführen, die im Regierungsbezirk Merſeburg
in die Schwarze Elſter mündet. Nun trat aber ein größeres
Fiſchſterben auf preußiſchem Gebiet ein, das auf die Abwäſſer
zurückgeführt wurde. Es kam zu einer Anklage auf Grund
des S 27 des preußiſchen Feld- und Forſtpolizeigeſetzes und auf
Grund des S 43 des preußiſchen Fiſchereigeſetzes. Die Anklage
des preußiſchen Staatsanwalts ging davon aus, daß unbefugt
ein Gewäſſer verunreinigt worden ſei und daß zugleich eine
Uebertretung des Fiſchereigeſetzes vorliege.

Die Strafkammer in Torgau als Berufungsinſtanz ſprach
aber im Gegenſatz zum Schöffengericht die Angeklagten frei.
Sie nahm an, daß die Tat dort geſchehe, wo das ſchädliche Ab-
waſſer in den Fluß gelange. Das ſei aber Königlich ſächſiſches
Gebiet. Somit könnten die Angeklagten nicht verurteilt wer-
den, weil ſie ja von den ſächſiſchen Behörden die Erlaubnis
hätten.

Das Kammergericht verwarf die von der Staats-
anwaltſchaft eingelegte Reviſion. Allerdings ſei die Auffaſſung
falſch, daß die ſtrafbare Handlung nur da geſchehe, wo das Ab-
waſſer in den Fluß hineingeleitet werde. Denn die ſtrafbare
Handlung liege nicht nur da vor, wo das ſtrafbare Tun körper-
lich erfolge, ſondern auch da, wo die Wirkung ſich äußere.
Aber eine Verurteilung der Angeklagten ſei gleichwohl hier
ausgeſchloſſen. Was die angezogene Beſtimmung des S 27
Ziffer 3 des Feld und Forſtpolizeigeſetzes angehe, ſo mache ſich
danach ſtrafbar, wer un befugt Gewäſſer verunrzi-
nige. Unbefugt aber hätten die Angeklagten nicht gehandelt,
denn ſie hätten ja die Genehmigung nach S 16 der Gewerbeord-
nung gehabt, die in dieſem Falle auf Grund des Reichsrechts
durch eine nach den Landesgeſetzen zuſtändige Behörde zu er-
teilen war. Nun komme weiter in Frage der S 43 des Fiſcherei-
geſetzes vom 30. Mai 1874. Der Paragraph verbiete es zu-
nächſt, aus land wirtſchaftlichen und andern Betrieben ſolche
Stoffe in Gewäſſer abzuleiten, durch welche fremde Fiſcherei-
gerechtigkeiten geſchädigt werden können. Dann beſtimme er,
daß es geſtattet ſein ſolle, wenn überwiegende Jntereſſen der
Landwirtſchaft oder Jnduſtrie vorliegen. Das ſolle nach dem
Jnhalt des Geſetzes die zuſtändige Behörde geſtatten können.
Die Frage ſei nun, welches ſei die zuſtändige Behörde in dieſem
Sinne. Da nehme das Kammergericht an, daß die zuſtändige
Behörde bei Betrieben im Sinne des S 16 der Gewerbeordnung

die ſei, welche für die Errichtung der Anlage die Genehmigung
nach S 16 der Gewerbeordnung zu erteilen habe. Es ſei alſo
hier die ſächſiſche Behörde geweſen, welche die Genehmigung

gemäß S 16 erteilt habe. Da ihre Genehmigung aber das Ab-
führen der Abwäſſer in die Röder mit umfaßte, ſo liege hier
auch eine Genehmigung der zuſtändigen Behörde gemäß S 43
des preußiſchen Fiſchereigeſetzes vor. Aus dieſen Erwägungen
folge die Freiſprechung der Angeklagten.

Delitzſch. t e und Dichtung. Kürzlich unternahm
es der ſchwerreiche konſervative Landtags Abgeordnete Bauer
Delitzſch in einer Verſammlung, den Wählern ein trügeriſches Bild
inſofern vorzumachen, indem er a erwtere- daß der Wohlſtand im
deutſchen Volke im Wachſen begriffen ſei. Jetzt öffnet die De
litzſcher Zeitung ebenfalls ihre Spalten zu dem Verſuch, ihren
Leſern Sand in die Augen zu ſtreuen, indem ſie auf Grund von
Betrachtungen über die Entwickelung der deutſchen Sparkaſſen be-
hauptet, daß es keinen größeren Unſinn gäbe als die Behauptung,
der Arbeiterſtand verarme immer mehr. Wenn es weiter heißt,
das deutſche Sparguthaben iſt von 8840 Millionen im Jahre 1900
auf 12676 Millionen im Jahre 1905 geſtiegen, ſo iſt damit jedoch
keineswegs bewieſen, daß der niedere Stand ſich finanziell gehoben
hat. Die Statiſtik beweiſt, daß der Löwenanteil der deutſchen
Sparguthaben im Beſitze der reichen Leute iſt. Bei den preußi-
ſchen Sparkaſſen waren Bücher mit einer Einzahlungsſumme bis
zu 60 Mk. 3395 184 Stück vorhanden, auf die eine Geſamtſumme
von 102 Millionen eingezahlt war. Ferner waren Bücher auf die
je über 10000 Mk. eingezahlt waren, 77 478 Stück vorhanden, die
aber eine Geſamtſumme von 1000 Millionen repräſentierten. Rund
77 Tauſend Einleger hatten alſo rund 9 mal mehr Vermögen
als die 3395 184 Sparkaſſenbuchbeſitzer bis zu je 60 Mk. Einen
weiteren Beweis für die zunehmende Verelendung der Maſſen
liefert uns die ſtark zunehmende Zahl der arbeitenden Frauen und
Kinder. Wiederum nach der Statiſtik ſtieg die Zahl der erwerbs-
tätigen Frauen von 6578 550 im Jahre 1895 auf 9492 881 im
Jahre 1907. Durch dieſes vermehrte Hineinziehen der Frauen in
den Produktionsprozeß waren ſchon 1907 26,4 Prozent aller weib-
lichen Perſonen hauptberuflich erwerbstätig. Mit der Beſchäftigung
von Kindern unter 14 Jahren iſt es noch weit ſchlimmer. Vom
re 1895 bis 1907 iſt eine Zunahme von 64 Proz. eingetreten.
Und angeſichts ſolcher furchtbaren an wagt man es, zu be
haupten, der Wohlſtand des deutſchen Volkes ſei im Wachſen be-
griffen. Eine ſolche Zeitung, die es unternimmt, ihren Leſern den
wahren Sachverhalt zu verſchleiern und die werktätige Be-
völkerung über ihre mißliche Lage hinwegzutäuſchen, gehört nicht
in die Arbeiterwohnung.
Croſtitz. Bahnbau. Seit längerer Zeit beſteht die Abſicht,

die Kleinbahn Creuſitz-Croſtitz bis zur Staatsbahnſtrecke Rackwitz
durchzuführen. Dieſe Abſicht ſoll jetzt verwirklicht werden. Die
Vorarbeiten ſind beendet und die Baupläne liegen bei den Orts-
vorſtehern der in Betracht kommenden Gemeinden Eroſtitz, Pröttitz,
Cletzen, Hohenoſſig, Zſchölkau und Günteritz aus. Die Bauzeit
beträgt drei bis fünf Monate. Sonach würde der Bau bis zum
Herbſt ds. Js. beendet ſein. Die Banſumme beträgt zirka
350000 Wark.

Eilenburg. Leichenlandung. Montag in den Morgen-
ſtunden iſt die Leiche des ſechsjährigen Sohnes der Witwe Kunath,
der am Donnerstag voriger Woche im Mühlgraben ertrunken iſt,
am Wehr der Vordermühle gelandet.

Bitterfeld. Streik. Die beim Kraftwerk Muldenſtelkn ve-
ſchäftigten polniſchen Arbeiter ſind wegen Lohndifferenzen in
den Streik getreten. Wie mögen die Lohn und Arbeits Be-
dingungen geweſen ſein, wenn ſelbſt die ſonſt ſo genügſamen
ausländiſchen Proleten ſich zur Arbeitsniederlegung entſchloſſen
haben. Von den deutſchen Arbeitern darf wohl erwartet wer-
den, daß keiner dort in Arbeit tritt.

Dürrenberg. Beim Baden ertrunken. Beim Baden in
der freien Saale ertrank der zehnjährige Knabe des Schweizers
Rudloff aus dem benachbarten Goddula. Die Leiche konnte bis
jetzt nicht geborgen werden.

Mücheln. Fortbildungsſchule. Das Beſtreben der
Regierung geht dahin, möglichſt in jedem Orte eine Fort-
bildungsſchule zu errichten. An ſich wäre das ſehr erwünſcht,
aber der Regierung kommt es ja weniger auf die weitere Aus-
bildung an,ihr oberſtes Beſtreben iſt dabei, die jungen Menſchen-
kinder im Sinne des Jungdeutſchlandbundes zu erziehen.
Magiſtrat und Stadtverordnete möchten wohl auch mitmachen,
aber ſie ſind ſich noch nicht über den Koſtenpunkt klar. Jn der
letzten Stadtverordnetenſitzung wurde deshalb der Beſchluß
gefaßt ſo lange mit der Errichtung einer Fortbildungsſchule
zu warten, bis feſtgeſtellt iſt, wieviel der Staat zu den Un-
koſten beiträgt.

Sangerhauſen. Ein recht gutes Geſchäftsjahr
hat das größte induſtrielle Etabliſſement unſerer Stadt, die
Sangerhäuſer Aktien- Maſchinenfabrik und Eiſengießerei hinter
ſich, wie ſich aus dem an die Handelskammer zu Nordhauſen
erſtatteten Bericht ergibt. Es kann daher in dieſem Jahre die
Verteilung einer Dividende von 10 Prozent gegen 8 Prozent
im Vorjahre vorgeſchlagen werden. Auch das neue Geſchäfts
jahr läßt einen guten Verlauf erhoffen. Da die Gießerei den
Anſprüchen nicht mehr genügte und deshalb Guß von auswärts
bezogen werden mußte, ſoll dieſelbe vergrößert und moderni-
ſiert werden. Hoffentlich läßt man angeſichts der guten Er-
gebniſſe auch der Arbeiterſchaft eine Aufbeſſerung des Lohnes
zukommen.

Wittenberg. Kartellbericht. Die am 30. Mai tagende
Sitzung des Gewerkſchaftskartells beſchäftigte ſich nach Bekannt
gabe verſchiedener Eingänge mit dem aufgelöſten Sparverein
Volkshaus. Die Geſamtabrechnung des aufgelöſten Vereins ſoll
in nächſter Sitzung vorgelegt und das vorhandene Vermögen dem
Kartell überwieſen werden. An Stelle des verzogenen Genoſſen
Schulz wurde der Genoſſe Bredag als Bibliothekar, und der Ge
noſſe Uhlemann als Schriftführer gewählt. Die Abrechnung für
das 1. Quartal ergab eine Einnahme von 501.48 Mk. und eine
Ausgabe von 373.83 Mk., ſodaß ein Kaſſenbeſtand von 127.65 Mk.
verbleibt. Sodann wurden die Berichte der in Deſſau ſtatt
gefundenen Konferenz über die Volksfürſorge und der in Sanger-
hauſen ſtattgefundenen Kartellkonferenz entgegen genommen. Zu
der am 29. Juni in Halle ſtattfindenden Kartellkonferenz wurde
der Genoſſe Trapitz delegiert. Das Gewerkſchaftsfeſt ſoll um
ſtändehalber acht Tage ſpäter ſtattfinden. Mit der Sektion der
Binnenſchiffer ſollen zwecks Anſchluß an das Kartell Verhand-
lungen angebahnt werden. Anweſend waren 28 Delegierte.
Es fehlten von den Bauarbeitern 2, den Buchdruckern, Holz
arbeitern und Zimmerern je 1 Delegierter. Gar nicht ver-
treten waren die Gemeinde- und Staatsarbeiter, Handlungs-
gehilfen, Tabakarbeiter und Böttcher.

Feuer entſtand am Sonntag nachmittag in der Drogerie
von Mattheſius am Markt dadurch, daß im Keller lagernder
Phosphor ſich entzündet hatte. Das Feuer wurde bald bemerkt
und konnte von der ſchnell herbeieilenden Feuerwehr gelöſcht
werden, ehe es auf die vorhandenen, leicht entzündlichen Materialien
überging.

Ertrunken. Der Bierkutſcher Htto Märker von hier, der
zuletzt in der Vereinsbrauerei Wartenberg beſchäftigt war, iſt in
der Pferdeſchwemme bei Wartenberg ertrunken.

Torgau. Abdeckereigeheimniſſe vor dem Reichs-
gericht. Wegen Vergehens gegen das Nahrungsmittelgeſetz
hat das Landgericht Torgau am 21. Januar d. J. den Abdecker
Ewald Pietſcher aus Mühlberg zu drei Monaten Gefäng-
nis und wegen Uebertretung einer Verordnung betr. die Be
handlung des für den Abdeckereibetrieb beſtimmten Fleiſches
zu fünf Tagen Haft verurteilt. Jm ganzen ſind dem Ange-
klagten zwei Fälle zur Laſt gelegt worden, in denen er ſich
gegen die genannten Geſetzesbeſtimmungen vergangen hat. Das
erſtemal hatte der Angeklagte am 15. November v. J. Fleiſch
von einem tuberkulöſen Rind, das eigentlich nur zur Verwen-
dung in der Abdeckerei beſtimmt war, an Fleiſcher verkauft,
die es bei der Wurſtfabrikation verwendeten. Jn dieſem Falle
hat das Gericht als erwieſen angeſehen, daß der Angeklagte
gewußt hat, daß die Fleiſcher das Fleiſch zur Wurſtfabrikation
verwenden würden. Jn dem zweiten Falle handelte es ſich



um eine chenfalls erkrankte Kuh, die man zu ſhm gebracht
hatte. damit er ſie ſchlachte und in der Abdeckerei verwerte. Der
Angetlagte war aber, als er die Kuh geſchlachtet hatte, der
Anſicht, daß nicht das ganze Tier durch und durch krank ſei, ſon-
dern ein Teil des Fleiſches, nämlich die hinteren Schenkel noch
genießbar ſeien. Er ſchnitt deshalb den einen Schenkel für
dieſe wo cke ab und verwertete deſſen Fleiſch im eigenen Haus-

Das mit Spannung erwartete Jahrhundertfeſtſpiel Haupt-
manns in der Breslauer Halle der Zehntauſend brachte den
„Patrioten“ eine unangenehme Ueberraſchung. Die konferva-
v klerikale Preſſe konſtatiert grollend, daß Hauptmann ſeine
Dichtung nicht in eine Verherrlichung, ſondern in eine Ver
d ammung des Krieges und eine Apotheoſe des Friedens
ausklingen Jäßt. Schon in der Erſtaufführung am Sonnabend-

Letzte Nachrichten.
Abmarſch nach rechts!

Berlin, 3. Juni. Der bisherige fortſchrittliche Landtags
abgeordnete für Ober- und Niederbarnim, Dr. Schepp, hat
unter Hinweis auf die letzten Parteivorgänge in dem Wahl-

dte Teils wurde es in gekochtem mere verzehrt, teils zur Abend wurde der Proteſt der blauſchwarzen Patrioten laut, die kreiſe ſeinen Austritt aus dem fortſchrittlichen Wahlver-
Re rerichk ma derwewet Jn ſeiner Reviſion vor dem es Hauptmann nicht verzeihen tonnten, daß er ſeine höchſte ein für Niederbarnim erklärt. Schepp ärgert ſich erſtens,

e eichsgericht machte der Angeklagte nur geltend, daß er zu Un- Kraft in die Schilderung einer Revolutionsſzene von daß er nicht wieder aufgeſtellt wurde, zweitens iſt der Herr
e recht als Täter angeſehen worden ſei; denn er ſei nicht Beſitzer 1793 legte und die Geſtalt Napoleons hiſtoriſch würdigt, wäh- ſo reak 908 t die Kdes Abdeckereibetriebes, ſonder Geſelle dortſelb Se 9 P aktionär, daß ihn 1 bekanntlich die Konſerva-des Abdeckereibetriebes, ſondern nur Geſelle dortſelbſt. Be rend er den König Friedrich Wilhelm von Preußen, den t leich t hre Liſt hm d ihn wählten.ſitzerin ſei vielmehr eine Frau. Das Reichsgericht verwarf Zaren und den öſterreichiſchen Kaiſer in Verſenkung ver- iven gleich mit auf ihre r e bat

jedoch die Reviſion als unbegründet. ſchwinden läßt. Das kleritale Berliner Blatt erhebt feierlichen Solchen Herrſchaften iſt ſogar die empfohlene Stimmen z
h Mühlberg. Aus der Stadtverordnetenſitzung. Der Einſpruch gegen das Stück Hauptmanus tung gegen die Konſervativen viel zu fortſchrittlich. Die
e Vorſteher teilte von einer am 25. Mai ſtattgefundenen Reviſion „Wir wollten keine Verherrlichung der Revolution in der Fortſchrittler haben aber bekanntlich noch viele Scheppe i
n der Spar und Stadtkaſſe W S der r in beſter O i Jahrhunderthalle, keine Vrrherrlleuna eigeg ſamen Je ihren Reihen. Und die behalten ſie!

befunden wurde. Dann brachte der Vorſteher zur Kenntnis, da dens wenn es ſich um die höchſten Güter der Nationder Stadtverordnete der dritten Klaſſe, Schornſteinfegermeiſter handelt. Die Wahlen in Auſtralien.
Tietze, wegen Krankheit ſein Mandat niedergelegt habe, ſowie Daß gerade ein klerikales Blatt dieſen Abſcheu vor Melbourne, 3. Juni. Das Ergebnis der Wahlen zum

e ſämtliche damit verbundene Aemter. Darauf wurde über eine dem Frieden hat, iſt übrigens für die neuere Zentrumsrich- auſtraliſchen Bundesparlament iſt noch nicht vollſtändig be-e vom Magiſtrat bereits genehmigte Rationalſponde lebhaft diskutiert. tung bezeichnend. Der Vers, an dem die gutgeſinnte Welt am kannt. Es ſcheint jedoch, daß die Regierung (die Arbeiter-
partei) eine Niederlage erlitten hat. Bis jetzt ſind 37

„Allein ich ſehe dämmern fern des Friedens Tag, Liberale und 35 Arbeiterparteiler gewählt. Das Ergebnis
z So ſehr die giftige Peſtilen z auch heute noch on drei Wahlkreiſen iſt noch zweifelhaft. (Siehe auch poli-ſeine patriotiſchen Gefühle betätigen wolle, möge in den eigenen Und finſterer Wahnſinn toben in Europas Blut.“ tiſche ber e e

Beutel greifen. Alle bürgerlichen Vertreter bewilligten die vor- Der Schluß, an den Kriegshelden Blücher gerichtet, ſagt:

Verſammlungsberichte.geſchlagenen 20 Mk. und die „Spende“ war fertig. Gegen zwei J r f [i inee dagiſ „Du wackrer Graukopf lieg an deinem Ort,Stimmen wurde ein weiterer Antrag des Magiſtrats abgelehnt, Was eben bleiben z das ſei dein Wort

Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage nach Statt
finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

t. zum ver r dige de t r e. u wie Jch ſchenk es Deutſchland, brenn' es in ſein Herz
D vatte war man einig dar T das Rat r vollſtändig Nicht deine s rieg s luſt, aber dein „Vorwärts!“
zu reſtaurieren. Die geſamten Koſten dürften 3000 Mk. betragen. Dieſes Vorwärts“ fiel den feſtfeiernden Rückwärtſern

Buch- und Steindruckereihilfsarbeiter. Jn der letzten Ver
ſammlung in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus hielt der Genoſſe Arbeiter-
ſekretär Mücke einen beifällig aufgenommenen Vortrag über die

e Genoſſe Naumann lehnte eine ſolche Verpulverung der Steuer- meiſten Anſtoß nimmt, lautet:
t groſchen entſchieden ab, da es nicht Sache einer Gemeinde ſei, zu

einer rein privaten Angelegenheit Gelder zu verwenden. Wer

beſonders hart auf die Nerven, ſie ziſchten denn auch wacker am
Vereine und Verſammlungen. Schluſſe des Feſtſpiels.

Hettſtedt. Mittiwoch, den 4. Juni, abends 815 Uhr, findet
beim Genoſſen Herm. Veyling, Burgör ner, über der Babn, Vom Blitz erſchlagen. Volksfürſorge. Jm Namen der Kollegenſchaft dankte Kollegeunſere Parteiver ſammlur n J ſtatt mit der Tagesordnung Be Jn einer Kantine in der Nahe von D o brau wurde am Müller dem Redner. Zwecks Einkaſſierung der Beiträge der
richt vom Kreistag und Verſchiedenes. Sonntag nachmittag ein achtzehnjähriger Mann vom Blitz er Fürſorge durch die Unterkaſſierer mußte in bezug auf unſere

Merſeburg. Donnerstag 5. Juni abends Uhr, findet ſchlagen. Seine Mutter und drei Bunzlauer Herren, die Staffelbeiträge Abſtand genommen werden, jedoch werden zwei
in der Kaiſer-Wilhelms-Halle die fällige Funktionarſitzung ſich ebenfalls in der Kantine befanden, blieben unverletzt. Mitglieder dazu gewählt. Unter Verbandsangelegenheiten wiirde E
ſtatt. h Mkeſten Saunghend deu 7 Aumi 8 Bei einem Gewitter am Sonntage wurde in Badingen das untarifliche Verhalten einer Kollegin ſcharf verurteilt. Sodann ßiſe

Mühlberg. Nächſten Sonnabend, den 7. Juni. 8 Ubhr, ein zwölfjähriger Knabe vom Blitz er ſchlagen. Auch in wurde darauf hingewieſen, daß neu aufgenommene Mitglieder in
Parteiverſammlung. Es liegt eine wichtige Tagesordnung vor. Kläden ſchlug der Blitz in eine Gruppe polniſcher Arbeiter ein, der Verſammlung zu erſcheinen haben. Die im vergangenen nan

von denen einer getötet und drei betäubt wurden. Monat aufgenommenen Mitglieder hieß Kollege Scheibe herzlich heif
willkommen. Hierauf wurde über die Lauheit der Mitglieder, bAllerlei. Ein beſtialiſcher Luſtmord e der er zum an ren rege Wt. orz Die 51 Jahr )eſuch moniert, welches doch in ihrem Jntereſſe das ein igeGerhart Hauptmanns Jahrhundertfeſtſpiel M be d er irre Kruvna wande von e Wahlrecht der weiblichen Mitglieder in ihren Krankenkaſſen ſei, gune alte Tachter e Duckermerters r nhnnrg neſchle das ſie ausüben könnten. Mit einem Hinweis auf unſere Liſten

hat es bei ſeiner Uragufführung in Breslau zu keinem biergehilfen Kayſer angelockt, in deſſen Wohnung geſchleppt )eck d olksbl itgtio dieſe richti szufülle kg lununbeſtrittenen Erfolge gebracht. Mit großem Aufwand an und von ihm vergewalt i g t. Der Unhold tötete darauf J ine V t attagitation, dieſe richtig auszufullen, wurde
ſzeniſchen Mitteln, berichtet der Dresdner Anzeiger, deſſen Ur- das Mädchen und zerſtückelte die Leiche Das Scheuſal wurde ſie Verſammlung ge pret
teil den allgemeinen E Eindruck t reffend widerſpiegelt, in farbig verhaftet. Man fand den Mordbuben in der im Keller be- Akbewegten Maſſenauftritten, be gleitet von leider ganz farbloſer findlichen Waſchküche vollkommen nackt und über und über mit Humor und Satire. Kla

M ſt ſ r Vedonken i aDuſt k, di g i edreg n vor b n r r Dlut hre vor. h ſich er Nale ſofort ein Wände Eine treffende Antwort. Ein jetzt im wohlverdienten Ruhe- zuh uren der Kſtieberſe hegt iliſcher Wirtun 4 o wur de als i u ereits verſcharrt. Her Sater egte je ſtande lebender öſterreichiſcher Ehefredakteur war als junger J
babener, e der bedeutß M un ng ort nis ab. Kandidat einſt Hauslehrer in einem ſehr wohlhabenden Hauſe algroßes Exeignis Der bedeut ins Dresnuer Jat rhun dern Poſens. Die Hausfrau pflegte den armen Kandidaten meiſt 2000
ſtellung Gerhart Hauptmanns mit Dann nung wartetes Ein zweites, reich entſetzliches Ver brechen recht von oben herab zu behandeln, und nur ſchwer konnte er illFeſtſpiel in Baurat Vergs großzügiger Halle aufgeführt. Der wird aus O mme rs heim (Be zirksamt Zweibrück ken) gemel- ſeine zum Läſtern geſch affen e Zun e meiſtern. Eines Ta ges wi
u ſetzte h n der neun en erf dem r det. Dort hat der 17jährige Ackerburſche Otto das rief die ihren Gatten vermiſſende Frau Kommerzienrat den söun
elrte ſich du Ru if per ach Reimtardi ver al an ſehnten wölffährige Mädchen Nalle durch 9 eine große Anzahl m im Garten mit den Söhnen des Hauſes luſtwandelnden Haus- nan
Qinſte iſg r u ha e nnd d de als ich groß Meſſerſtichen in der fürchterlichſten Weiſe verletzt, nachdem lehrer von oben herab an: „Herr Doktor, wo iſt denn der Unt
Künſte aufgeboten hatte und mehr derbe als innerlich große er vorher an dem Kinde ein Sittlichkeitsverbrechen verübt hatte. Herr?“ „Der Herr iſt im Himmell Jhr Mann iſt im
Wirkungen bevorzugte, und endete in herzlichen Ovationen für An das Auſtommen des Kindes iſt taum zu denken. Nach ſeiner Keller!“ geſeHauptmann. Hauptmann entn ahm der Geſchichte von der Revo-

T den O s Verbrechens verlaſſ war g Wn bi srhebr 1813 Stimmung d Maſ nauf Tat hatte Touſſaint r r des Verbrechen verrapen, „Protzen zurück!“ Jn einer ſchwäbiſchen Provinzſtadt lebt hat,
lution bis zur Erhebung 1813 nmungen und Maſſenauf- dann nach einiger Zeit wieder zurückgekehrt und hatte dem z feudaler Kammerzienr elegerrtlich desv 10 d t he d t ein feudaler Kommerzienrat. Gelegentlich des in der Um-tritte, legte vornehme und freiheitliche, friedensfreundliche Kinde, als er es noch am Leben fand weitere Schnittwunden ſtetttin 1 heorg cMliet ausund reformatoriſche Gedanken hinein, die in manchen ſcharfen Ki W es noch e it u ein ſcheint gebung ſtattfindenden Korpsmanövers entſchließt er ſich, mit

i D 4 t t t u F 4 r z 7 w. 2 Dbeigebracht. Touſſaint, der geiſteskrank 5 ſeiner Familie im Jagdwagen ins Manövergelände auszurücken. geo!
v Worten gipfeln. Zur Geſtaltung des Ganzen und einzelner do porb atte tJ e 5 7 wurde ver a et. re um oeroenhtot r de 9 jts- 2Perſönlichkeiten drang er nicht vor. Die edle, aber ſchwache haft 2 Er erreicht Aen g. Die in kurzer gierDichtung ermüdet vielfach und wird keine zündende Wirkung ſtellung einnimmt. ad darauf ertont in ächter ähe des zunüben, ſoviel läßt ſich trotz des herzlichen Beifalls eines haupt- Das beſte Heiratsalter. t s Wagens das Kommand o: „Protzen zu-ſchleſiſchen Publikums ſchon ſicher vermuten. Jn der Eugenics Revi ew, die ſich der Propagierung der einen Wagen r befeble n r D

Die echten Hurrapazrivte enen eine Jahrhundertfeier ver- eugeniſchen Lehren gewidmet hat, wird eine intereſſante Stati- net h des In t v r m n hrdentligh r zu „Aber Der
ſeit erſche int, wenn ſie ſich über das Niveau einer byzantini- ſtit vsröffentlicht, die ſich mit der Frage des beſten Heirats- iet wohr, des fönnt mer ei m au ordent heran ws heu
ſchen Komödie erhebi, ſind ſehr unz ufrieden mit d em Feſt alters beſchäftigt. Man hatte ſich das Ziel geſetzt, in einer Simpliziſſimus.
ſpiele, weil es ihnen zu wenig „patriotiſch“ iſt. So ſchreibt der mittelgroßen Stadt Erhebungen an; uſtellen, um zu ergründen, ne Pre
Deutſchen Tageszeitung ſolch ein „enttäuſchter“ und beküm- ob das Lebensalter auf die Ge ſundheit und die Schönheit der Waſſerwärme Did

92 triot Matin r ren Kinfl Qu 5 c 2merte er Patrtot er e 9 Nach t e v von größ erem oder geringe rem Einfluß i am 3. Juni 22 Grad Celſ us (mitgeteilt vom Flora-Bad). wie„Die heutige Sonnabendvorſtellung zum Gedenken der Be Die hwierige Aufgabe erſtreckte ſich auf 4 Stadt tfreiung Preußens vor hundert Jahren war bei aller glän- Mid borough in der Grafſchaft Vork. E. J. Evarte hat niſſzenden Aufführung nur eine Verherrlichung der ſeine Feſtſtellu nungen vor allem auf die Angehörigen des Klein L ſt di A beit u d! rafranzöſiſchen Revolution, eine Verherrlichung bürgerſtandes u der Arbefterklaſſe aus gedehnt und iſt dabei e ie r er- gen

Napoleons und eine Verhöhnung Preußens und zu dem Ergebnis gekommen, daß die ſchönſten Jungen von amſeiner Helden. Das i ſe rne Kreuz und die P re u ß e n Frauen ap ſtamm en, die während ihrer Mutterſchaft zwiſchen Beſtellungen nimmt entgegen Guſtav Gerig, Triftſtr. 28. 65

fahne glänzten durch Abweſenheit, dafür dem 25. und 30. Lebensjahre ſtanden. Die ſchönſten Mädchen preſchte das hwarz-rot goldene Banner. Be- a n ſtammten von Müttern ab, die das 25. Lebensjahr nochber r z r I des n n Stue der J da ken Die krattigſten Kinder ſta nen von Mit dem Einſetzen der wärmeren Ja reszeit e auch die Em

9 14 J 9 S J 9 l i 1 t l 1 U 2eichnend für den Weſt der Annzen Quer ſt er ubel nicht zurückgelegt hatten. Die fräftigſten Kinder ſammen Von Kinderſterblichkeit, weil Brechdurchfälle und Darmkatarrhe dann
eines gewiſſen Teils der Breslauer Bevölkerung.“ Väte n ab die zwiſchen dem 30. e ebensjahre er häufiger auftreten Jede Mutter, die ihr Kind mit der Flaſche Tuc

unſer Breslauer Mitarbeiter beſtätigt, daß im konſerva Das ſchonſte Kind de ganzen Stadt ſtammte von Eltern, Die nährt, ſollte darum beizeiten der Kuhmilch einen Zuſatz von ä u
tiv-klerikalen Lager durchgängig die Stimniung herrſcht, die in dieſen Angaben entſprachen: der Vater war 31 und die Mutter Kufeke“ geben, denn dieſe Nahrung beugt in wirkſamer Weiſe

dem Agrarierblatt zum Ausdruck kommt. Er ſchreibt uns: 25 Jahre. gefähriichen i rſ vor. 745 wir
zie

Henze T T. Enlienſtrafe 4). Arbeiter gleiHammer S. (Gerberſtr. Zim Memermann Henze T. EStreiber-ſtraße 32). Arbeiter Pedet T. dieu 2 29 er S rftraße a winen, Täglich abds. 8.30 bei volks EntSchloſſer Schulze S. (An der Uni- tümlichen Preiſen:verſität 4), Rangierführer Engel- mlichen PreiſenEin Riesen-Erf o der 05 k 1). G Das gewaitigstoe Fiim- inn1405 mann T. (Dies auerſtraße 1). Ge rumn mer Teiten:ſchirrführer Röhling T. r ide n um2 Ulrichſtraße 8). Arbeiter Zeug S TI vadis kön(Torſtraße 26).2 Heſtorben Schuhmachermſtrs. 6 Akte. aus der Zeit der nVoigtländer T., 3 M. (Kl. Brau Cbriſternegiolgn nungen unter Dahausſtraße 7). Slachiwächter Erner, Kaiſer hJ. Jakobſtraße 28). Kellner Ha upſfcenen: Wiinzig i r Ein haiſerlich. Prunkmahl.Bisher unerreicht, einzig in Deutschland! Schloſſers, Schröter aus Bitterfeld Der Lirnn den Ryrnek Kin
d Shettan Am ab. el J In den Katgkomben. floſi Klini Schneider Apel, 23 J- m Zirk rim xR um 3 Bomhen-pro ramms J I Künik). Arbeitexs Heſſe T. W. 3 Meter Tod. in dieDomplatz 7) ma Hitroht Mittwoch d gim, nachm. ergI 21 J. Kuttelhof 11) inszügler t eJedermann besorge sich Vorzugskarten. Dröſe aus Spergau, 60 J. Klinik s W tell wenT Arbeiters Schneider S., 5 M. e k5 ugen orste ling. ant

mee (Sophienſtraße 40). e m 4 Rang 1.05, Sag at 0.55,T J n o nung 5H e3 Gr. Lörunnsnſtr. Zo) a Ra 2Standesamntliche Nachrichten n e eSlandesamtliche Nacht ihlen RheieSergeamn

Aufgeboten: oltzei-Sergeant zren urd Halle- Süd (Steinweg 2), 2. Juni. Krug u. Hlarthä Schmidt o zart rüſſchar 18).
1227 ſtoffe uſw. uſw. Juſgeboten. Arbeiter Neuhoſd ſtraße i2 und Reichar diſtraße s 50 c el pol

Friedrich GKronau und r Schulze r geh geid i 4 ſound ittelwache 1). Handels T. (Große runnenſtraße 553) S k d
Barfüßerſtraße 16. mann Pfeiffer und Eliſabetha beiter Fiſcher Toch Ludwig inder Mit Anleitung zum Spielen. Pr

e ſe nz iJ c Vekeef m So Schioſſet -kleidchen waschen macht viel Arbeit. Mühe- Das intereſſanteſte aller Spiele. dur

r p. 2 e m w 2Fusshbol wumpen (Jahkobſtraße 25 und Taubenſtr. 3). Götte T. Fichteſrege 9). Kutſcher los dagegen wäscht man diese mit Päersil; Preis 20 Pfg. dro
sehr billig kg Tonwarenſabri zant Kreuzberg u. Veichmeiſter S. Fleiſcherſtr. 35). ebenso auch alle sehr schmutzige Berufs- V o gS ß Leuſchner S. (Weiden- olks Buohhandlung. gere weger- Agathe Querfurth (Sommerſchen- Schloſſer Leuſchner S. eiden kleidung, wie Meizger-, Bäcker-, Friseur-, An-

f. ſner, strasse 90. burg und Große Brauhausſtr. 11). plan 7). Keſſelſchmied V S. streicher-Jacken und Schü r gut)NBuchhalter Knoch u. Marie Letſch (Große Brunnenſtr. 62 Diplom- r n haa Chn d chi(Stralſund u. Landsbergerſtr. 6). Jngenieur Kirchner S. Leſſing- Arbeitskittel aller Art und zwar ohne jede aalscnhelde äschinen her
Zur Pekoration Sugler Fauſt u. Helene Mucke ſtraße 6). Chemiker Dr. phi. Zutat von Seife oder sonstiger Waschmittel. beste Solinger. iſtiehſt 753 (Lilienſtr. 18 u. Harz 51). Wald Düſterwald S. (Seebenerſtr. 504a). jeberal erdalllich, nie kose, nur in Origigeol Pobet 6 mer I eipziger-

empfieh arbeiter Vrentke und Minna Mechanikermeiſter Schrimpf T. 2 eten. I. e sStrasse 90. wapräp. halth. Girlanden Merda r arten (Hardenbergſtraße 3). HENKEL Co, DOSSELDORE. 4 dent u. Emma Dorn (Delitzſch). Geſtorben: Jnv. Maurerpolier Auch Fabriventen der alſbeſiebten 7 Mitt mleieht, wetterſest, r t wochrbeiter Rachwalsky u. Pauline Menzel, 58 J Jolguerſtraſe 32). 4 Scohl hte Cest ſeitn allen Farben und Längen. r z D. S lachte Cest.in allen F Blnnenbandlune. Ehrzanowzki (Halle u. Büſchdorf). Rentier Zeiz, 80 J. (Wettiner- henkels Bleich Socda Mnrie Bötteher, we:Wilh. Hahndorf, Schülershof 2 Eheſchließung: Landwirt Her ſtraße 209. Hoſmeiter Kopitzſch h m Jnh. C. Wir le e.
S mes und Marie Groß (Olearius- aus Schafſtädt, 73 J. Kranken- A h P t riftſtraße 2. 42 konöbe ltr grt jeder Art ſtraße 1 a). wärtin Zwadls, 20 J. (Beefener- S T L arten h faſe uns Orte en billig Geboren: Rangierführer Elsner ſtraße 25). Witwe Heinrich erren-Rad mit Freil. UmſtändeR. Weihmann, ernharbyſt 33. T. (Am Güterbahnhof 3) Arbeiter Claus. 70 J. (Gabelsbergerſtr. 22). l empfiehlt Die Volks Buehhandiung. halb. z. vk. Wilhelmſtr. 49, 1. 1402 Be
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